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Zusammenfassung 

Digitale Technologien sind aus dem Leben der Menschen nicht mehr wegzudenken: Sie beeinflussen 

die Art und Weise, wie sie lernen, sich informieren, sich um ihre Gesundheit kümmern, ihre 

Behördengänge erledigen, soziale Kontakte pflegen und am politischen Leben teilhaben. In der Schweiz 

wird Digitalisierung primär als Chance wahrgenommen, die zum Wohlstand des Landes und seiner 

Bevölkerung beiträgt. Ihre Vorteile kommen jedoch nicht allen gleichermassen zugute. Die digitale 

Ausgrenzung, die einen Teil der Bevölkerung in unterschiedlichem Masse betrifft, hemmt die Entwicklung 

des Landes. Man spricht in diesem Zusammenhang von «digitaler Kluft», womit die nach wie vor 

bestehenden Ungleichheiten im Zusammenhang mit digitalen Technologien gemeint sind.  

Diesem Phänomen kann mit Massnahmen im Bereich der digitalen Inklusion (auch als digitale Teilhabe 

bezeichnet) begegnet werden, die jedem Menschen den Zugang zur digitalen Welt ermöglichen sollen. 

Dieser Zugang kann jedoch nicht rechtlich geltend gemacht werden, da kein Recht auf digitale Inklusion 

als solches existiert. Die digitale Inklusion wird jedoch durch eine Reihe von Gesetzen und verbindliche 

Normen gefördert und nimmt in den wichtigsten nationalen Digitalisierungsstrategien eine zentrale 

Stellung ein. 

Bei der Förderung der digitalen Teilhabe wird an zwei Hebeln angesetzt: So sind einmal die (öffentlichen 

oder privaten) Anbieterinnen und Anbieter digitaler Dienste gefordert, diese ihren Nutzerinnen und 

Nutzern zugänglich zu machen (E-Accessibility). Auf der anderen Seite werden bei Nutzerinnen und 

Nutzern bestimmte grundlegende Kompetenzen vorausgesetzt. Denjenigen, die in diesem Bereich 

Nachholbedarf aufweisen, müssen entsprechende Weiterbildungsangebote zur Verfügung gestellt 

werden. Diese beiden, sich ergänzenden Ansätze bestimmen die Struktur dieses Berichts. 

Mit diesem Bericht beantwortet der Bundesrat die im Postulat Weber (23.3621) gestellten Fragen. Dieser 

fordert eine Analyse der Personengruppen, die in Bezug auf die digitale Kluft besonders gefährdet sind, 

eine Bestandesaufnahme der zur Bekämpfung dieser digitalen Kluft vorhandenen Programme sowie 

eine Evaluierung der Massnahmen, die notwendig sind, damit diese Programme ihr Zielpublikum 

erreichen.  

Am Beginn dieses Berichts steht eine Analyse der digitalen Kompetenzen der Schweizer Bevölkerung, 

die sich in erster Linie auf die Ergebnisse der Omnibus-Erhebung IKT des Bundesamtes für Statistik 

stützt. Analysiert werden die drei allgemein anerkannten Ebenen der digitalen Kluft («Digital Divide 

Levels»): 1°) Zugangskluft 2°) Kompetenzkluft und 3°) Nutzungskluft (die sich nach dem Nutzen bemisst, 

der sich aus der Verwendung dieser Technologien ziehen lässt).  

Besonders vulnerabel sind laut der Analyse die folgenden Gruppen: Ältere Menschen (60 Jahre und 

älter), Personen mit niedrigem Bildungsniveau oder ohne Ausbildung (ohne nachobligatorische 

Ausbildung), Personen in einer prekären finanziellen Situation und Personen, die eine unqualifizierte 

Tätigkeit ausüben. Ein Migrationshintergrund kann einen Risikofaktor darstellen, allerdings nur bei 

Angehörigen der ersten Migrationsgeneration, unter denen der Anteil anderssprachiger Personen höher 

ist als in der Restbevölkerung. Weiter zeigt sich, dass eher geringe digitale Kompetenzen bei Frauen 

häufiger verbreitet sind als bei Männern. Die Gruppe der Menschen mit Behinderungen ist heterogen 

und kann ebenfalls als Risikogruppe betrachtet werden. Digitale Hilfsmittel sind nämlich nicht 

systematisch auf ihre spezifischen Bedürfnisse zugeschnitten und können so zum Hindernis werden. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass sich diese Gruppen mitnichten klar voneinander abgrenzen lassen. 

Personen, die sich in der digitalen Welt schwer zurechtfinden, sind häufig von mehreren Vulnerabilitäten 

gleichzeitig betroffen. Darüber hinaus kann der Begriff der «digitalen Kluft» den Eindruck erwecken, dass 

es eine klare Trennlinie zwischen den Personengruppen gibt, die digital affin sind, und jenen, die nicht 

mithalten können oder Gefahr laufen, «abgehängt» zu werden. Tatsächlich weisen die betroffenen 

Personen jedoch sehr unterschiedliche Profile auf und sind über die Gesamtbevölkerung hinweg 

vertreten. 
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Anschliessend geht der Bericht auf die Programme und Massnahmen ein, die es auf nationaler Ebene 

zur Bekämpfung des Phänomens der «digitalen Kluft» gibt. Es werden die beiden sich ergänzende 

Ansätze vorgestellt. Der erste Ansatz ist nutzerzentriert und umfasst Aus- und 

Weiterbildungsmassnahmen zur Stärkung der digitalen Kompetenzen. Der zweite Ansatz ist auf die 

Anbieter digitaler Dienste ausgerichtet. Er zielt darauf ab, der Vielfalt der Nutzerinnen und Nutzer besser 

Rechnung zu tragen und Barrieren bereits bei der Konzeption der Dienste zu beseitigen (Massnahmen 

für digitale Barrierefreiheit bzw. E-Accessibility).  

Es lässt sich feststellen, dass die Schweiz über Massnahmen verfügt, die grundsätzlich geeignet sind, 

den Bedürfnissen aller identifizierten Risikogruppen gerecht zu werden. Dies ändert jedoch nichts daran, 

dass die digitale Kluft nach wie vor existiert. Die bestehenden Massnahmen reichen somit nicht aus, um 

dieses Phänomen vollständig zu beseitigen. Es stellt sich also die Frage, inwieweit sich das System 

verbessern und leistungsfähiger machen liesse, und ob eine gezielte Strategie dafür der geeignetste 

Weg wäre. 

Eine der grössten Herausforderungen besteht darin, die Zielgruppen mit dem höchsten Bedarf zu 

erreichen. Am besten erreicht man dieses Ziel, in dem man die Bevölkerung insgesamt, vor allem aber 

die «Multiplikatorinnen und Multiplikatoren» (Personen oder Organisationen mit direktem Kontakt zu den 

Zielgruppen), gezielt für die Problematik sensibilisiert und sie über die Notwendigkeit lebenslangen 

Lernens aufklärt. Wichtig ist es auch, niederschwellige Angebote bereitzustellen, und zwar sowohl in 

finanzieller (sehr günstig oder kostenlos), als auch in geografischer (nah am Kunden bzw. der Kundin), 

organisatorischer (geeignete Zeiten) und kognitiver (einfach verständliche Sprache) Hinsicht. Ein solcher 

Ansatz bedingt jedoch erhebliche Ressourcen, da bereits im Vorfeld der Weiterbildungsaktivitäten 

Anstrengungen notwendig sind, um die Zielgruppen zu identifizieren, zu überzeugen und zu begleiten. 

Zusammenfassend stellt der Bundesrat fest, dass es eine Vielzahl von Initiativen gibt, um Personen mit 

entsprechenden Defiziten beim Aufbau digitaler Kompetenzen zu unterstützen und die Barrierefreiheit 

zu verbessern. Diese Initiativen werden insgesamt als wirksam eingeschätzt. Das bestehende, durch 

Pragmatismus und Bedarfsorientierung gekennzeichnete System ist ausreichend flexibel, um sich an 

technologische Entwicklungen, insbesondere im Bereich der künstlichen Intelligenz, anzupassen. 

Vor diesem Hintergrund ist der Bundesrat der Ansicht, dass es derzeit nicht erforderlich ist, eine neue 

nationale Strategie zur digitalen Inklusion auszuarbeiten. Im Rahmen der laufenden Ausarbeitung der 

strategischen Grundlagen und der Planung für den Zeitraum 2028–2031 plant die Digitale Verwaltung 

Schweiz (DVS) zu prüfen, wie das Thema der digitalen Inklusion angemessen in ihre Arbeit integriert 

werden kann, insbesondere in ihrer Rolle als Koordinationsstelle für Fragen der digitalen Transformation, 

die mehrere staatliche Ebenen betreffen. Darüber hinaus wird der Bund weiterhin auf die Allianz Digitale 

Inklusion Schweiz (ADIS) zurückgreifen, insbesondere um Sensibilisierungskampagnen bei den 

Zielgruppen durchzuführen und so die Reichweite bestehender Programme zu erhöhen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt plant der Bundesrat keine zusätzlichen Massnahmen zu ergreifen noch 

weitere Mittel bereitzustellen. Sollten in Zukunft weiterer Bedarf festgestellt werden, müsste dieser unter 

Berücksichtigung der bestehenden Prioritäten sowie des haushaltspolitischen Rahmens geprüft werden. 

Die derzeitigen Massnahmen sollten jedoch fortgeführt und, soweit möglich, im Rahmen der 

bestehenden Strukturen verstärkt werden. 
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Résumé 

Les technologies numériques impactent la manière dont les gens se forment, s’informent, s’occupent de 

leur santé, gèrent leur vie administrative, se socialisent et participent à la vie politique. En Suisse, la 

numérisation est avant tout considérée comme une chance. Elle contribue à la prospérité du pays et de 

ses habitants. Cependant, ses avantages ne profitent pas à tout le monde, et l’exclusion numérique à 

divers degrés d’une partie de la population limite le développement du pays. On parle alors de fracture 

numérique, qui désigne les inégalités persistantes liées aux technologies numériques.  

Ce phénomène peut être contré par des mesures d’inclusion numérique, ou e-inclusion, processus qui 

vise à rendre le numérique accessible à chaque individu. Bien que l’inclusion numérique ne constitue 

pas un droit du point de vue juridique, elle est promue par des lois et des normes contraignantes, et elle 

figure en bonne place dans les principales stratégies numériques nationales. 

Les leviers d’action pour favoriser l’e-inclusion sont de deux ordres. D’un côté, les fournisseurs de 

services numériques (publics ou privés) doivent s’efforcer de rendre ceux-ci accessibles à leurs usagers 

(e-accessibilité). De l’autre, on attend des utilisateurs qu’ils possèdent certaines compétences 

indispensables, et des offres de formation continue doivent être proposées à celles et ceux qui en ont 

besoin. Ces deux approches complémentaires structurent le rapport. 

Avec ce rapport, le Conseil fédéral répond aux questions posées par le postulat Weber (23.3621). Celui-

ci demande de présenter une analyse des groupes à risque concernant la fracture numérique, un état 

des lieux des programmes existants pour combattre cette fracture, ainsi qu’une évaluation des mesures 

nécessaire pour que ces programmes atteignent leur public cible.  

Le rapport présente d’abord une analyse des compétences numériques de la population suisse, basée 

principalement sur les résultats de l’enquête Omnnibus TIC de l’Office fédéral de la statistique. Les trois 

niveaux de fracture numérique généralement reconnus sont analysés : 1°) la fracture de l’accès, 2°) la 

fracture des compétences, et 3°) la fracture d’usage (qui détermine les bénéfices qu’on peut tirer de 

l’utilisation de ces technologies).  

L’analyse laisse apparaitre les groupes suivants comme particulièrement vulnérables. Les personnes 

âgées (60 ans et plus), les personnes peu ou non formées (sans formation post-obligatoire), les 

personnes en situation financière précaire et celles qui ont un emploi non qualifié. Le parcours migratoire 

peut jouer un rôle fragilisant, mais seulement pour les personnes issues de la migration de première 

génération, parmi lesquelles se trouvent une proportion de personnes allophones plus élevée que dans 

le reste de la population. On constate enfin que la proportion de femmes moins familiarisées avec le 

monde numérique est plus importante que celle des hommes. Les personnes handicapées forment un 

groupe hétérogène qui peut également être considéré comme un groupe à risque. En effet, les outils 

numériques ne sont pas systématiquement adaptés à leurs besoins et peuvent représenter un obstacle. 

Il faut noter que ces groupes ne constituent pas des silos, bien au contraire. Les personnes en difficulté 

dans le monde numérique font souvent face à un cumul de vulnérabilités. En outre, le terme de 

« fracture numérique » peut suggérer une démarcation nette entre les groupes de personnes à l’aise 

avec le numérique et celles qui n’arrivent pas à suivre ou risquent d’être dépassées. Or, en réalité, les 

personnes concernées ont des profils très variés et se retrouvent dans l’ensemble de la population.  

Le rapport expose ensuite les programmes et mesures existants au niveau national pour lutter contre le 

phénomène de fracture numérique. Les deux approches complémentaires sont présentées. La première 

est centrée sur les utilisateurs. Il s’agit de mesures de formation de base et de formation continue visant 

à renforcer les compétences numériques. La deuxième est centrée sur les fournisseurs de services 

numériques. Il s’agit de mieux prendre en compte la diversité des utilisateurs et d’éliminer les barrières 

dès la conception des services (mesures d’accessibilité numérique ou e-accessibilité).  

On constate qu’il existe en Suisse des mesures susceptibles de répondre aux besoins de tous les 

groupes à risque identifiés. La fracture numérique n’en a pas pour autant disparu. Les meures existantes 
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ne suffisent donc pas à la résorber entièrement. La question est alors de savoir dans quelle mesure il 

serait possible d’améliorer le système pour le rendre plus performant et, le cas échéant, si une stratégie 

servirait au mieux cet objectif. 

L’un des plus grands défis est d’atteindre les publics qui en auraient le plus besoin. Afin d’atteindre les 

personnes concernées, il est utile de promouvoir l’information et la sensibilisation de la population en 

général, mais surtout des « multiplicateurs » (personnes ou organisations en contact avec le public cible) 

à la problématique et à la nécessité de se former tout au long de la vie. Il est important de proposer des 

offres à bas-seuil d’un point de vue financier (voire gratuites), géographique (proches du client), 

organisationnel (horaires favorables) et cognitif (en langage simplifié). Une telle approche nécessite 

d’importantes ressources, car des efforts sont nécessaires déjà en amont des activités de formation pour 

identifier, convaincre et accompagner les publics cibles. 

En conclusion, le Conseil fédéral constate que de nombreuses initiatives existent pour soutenir la mise 

à niveau des personnes qui en ont besoin et pour améliorer l’e-accessibilité. Elles sont dans l’ensemble 

considérées comme efficaces. Le dispositif existant, pragmatique et axé sur les besoins, est 

suffisamment flexible pour s’adapter aux évolutions technologiques, notamment à l’intelligence 

artificielle.  

Dans ce contexte, le Conseil fédéral estime qu'il n'est actuellement pas nécessaire d'élaborer une 

nouvelle stratégie nationale en matière d’inclusion numérique. Dans le cadre de l’élaboration actuelle 

des bases stratégiques et de la planification pour la période 2028-2031, l’Administration numérique 

suisse (ANS) prévoit d’examiner comment intégrer de manière appropriée dans ses travaux le thème de 

l’inclusion numérique, notamment en son rôle de de coordination pour les questions de transformation 

numérique relevant de plusieurs niveaux de l’État. Par ailleurs, la Confédération continuera à utiliser 

l’Alliance Inclusion numérique Suisse (ADIS), notamment pour mener des campagnes de sensibilisation 

auprès des groupes cibles et augmenter ainsi la portée des programmes existants. 

À ce stade, le Conseil fédéral ne prévoit pas d'engager des actions ou des moyens supplémentaires. Si 

des besoins complémentaires devaient être identifiés à l'avenir, ils devraient être examinés en tenant 

compte des priorités existantes ainsi que du contexte budgétaire. Les mesures actuelles devraient 

toutefois être poursuivies et, lorsque cela est possible, renforcées dans le cadre des structures 

existantes. 
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Sintesi 

Le tecnologie digitali condizionano il modo in cui le persone si istruiscono, si informano, si occupano 

della loro salute, gestiscono la loro vita amministrativa, socializzano e partecipano alla vita politica. In 

Svizzera la digitalizzazione è soprattutto considerata come un’opportunità e contribuisce alla prosperità 

del Paese e dei suoi abitanti. Tuttavia, non tutti usufruiscono dei suoi vantaggi. Questa esclusione 

digitale, che tocca una parte della popolazione in misura diversa, limita lo sviluppo del Paese. Questo 

fenomeno è noto con il nome di divario digitale e designa la persistente disuguaglianza sul piano delle 

tecnologie digitali. 

Il divario digitale può essere contrastato con misure di inclusione digitale («e-inclusion»), un processo 

che mira a rendere la digitalizzazione accessibile a ogni cittadino. Benché non sia un diritto dal punto 

di vista giuridico, l’inclusione digitale viene promossa da leggi e norme vincolanti e occupa un posto di 

rilievo nelle principali strategie digitali nazionali. 

Per favorire l’inclusione digitale, vengono impiegati due approcci: da un lato, i fornitori di servizi digitali 

(pubblici o privati) devono rendere questi ultimi accessibili ai propri utenti («e-accessibility») e, 

dall’altro, gli utenti devono disporre di talune competenze indispensabili, per cui occorre mettere a 

disposizione offerte di formazione continua per le persone che ne hanno bisogno. Questi due approcci 

complementari determinano la struttura del rapporto. 

Con il rapporto il Consiglio federale risponde alle domande poste nel postulato Weber 23.3621, che 

chiede di presentare un’analisi delle categorie di persone particolarmente esposte al rischio di divario 

digitale, un punto della situazione sui programmi esistenti per contrastarlo e una valutazione delle 

misure necessarie affinché le persone a rischio siano raggiunte da tali programmi.  

Il rapporto presenta innanzitutto un’analisi delle compentenze digitali della popolazione svizzera – 

basata principalmente sui risultati dell’indagine Omnibus TIC dell’Ufficio federale di statistica – in cui 

vengono approfonditi i tre livelli di divario digitale generalmente riconosciuti: 1) il divario nell’accesso, 

2) il divario nelle competenze e 3) il divario nell’uso (che determina i vantaggi che si possono trarre 

dall’uso di queste tecnologie).  

Secondo l’analisi sono particolarmente vulnerabili le seguenti categorie: le persone anziane (60 anni e 

più), le persone poco o non istruite (senza formazione post-obbligatoria), le persone in situazione 

finanziaria precaria e le persone che esercitano un’attività lucrativa non qualificata. Il passato 

migratorio può comportare un fattore di rischio, ma soltanto per le persone della prima generazione di 

immigrati, tra cui si rileva una quota di persone allofone più elevata rispetto al resto della popolazione. 

Si constata inoltre che sono più le donne a possedere minori competenze digitali che gli uomini. Le 

persone con disabilità costituiscono una categoria eterogenea e possono essere considerate 

anch’esse gruppo a rischio, in quanto gli strumenti digitali non sono sistematicamente adattati alle loro 

necessità e possono rappresentare un ostacolo. 

Occorre sottolineare che queste categorie non hanno confini ben delimitati, giacché le persone che si 

trovano in difficoltà con il mondo digitale presentano spesso più vulnerabilità. Inoltre, il termine «divario 

digitale» può suggerire una linea di demarcazione netta tra le categorie di persone in grado di utilizzare 

le tecnologie digitali e quelle che non riescono a seguirle o che rischiano di venirne sopraffatte. In 

realtà le persone interessate hanno profili molto eterogenei e sono distribuite in tutta la popolazione. 

Il rapporto espone in seguito i programmi e le misure esistenti a livello nazionale per contrastare il 

fenomeno del divario digitale. I due approcci complementari sono presentati: il primo verte sugli utenti 

e si compone di misure di formazione di base e di formazione continua volte a rafforzare le 

competenze digitali, mentre il secondo è incentrato sui fornitori di servizi digitali e mira a tenere 

maggiormente conto della diversità degli utenti e a eliminare le barriere già dalla progettazione dei 

servizi (misure di accessibilità digitale).  
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Si può notare che in Svizzera esistono misure volte a rispondere alle necessità di tutte le categorie a 

rischio individuate, ma il divario digitale non è ancora scomparso. Queste misure non sono sufficienti 

quindi a eliminarlo completamente. Occorre pertanto chiedersi in quale misura sarebbe possibile 

migliorare il sistema per renderlo più efficiente e se una strategia non sarebbe più idonea per 

conseguire questo obiettivo. 

Una delle principali sfide consiste nel raggiungere i destinatari che ne hanno più bisogno. Per farlo, 

sarebbe opportuno promuovere l’informazione e la sensibilizzazione della popolazione in generale, ma 

soprattutto dei «moltiplicatori» (le persone o le organizzazioni in contatto con il pubblico destinatario) 

alla problematica e alla necessità di formarsi per tutta la vita. È importante mettere a disposizione 

offerte facilmente accessibili in termini finanziari (persino gratuite), geografici (vicini ai clienti), 

organizzativi (orari adeguati) e cognitivi (linguaggio comprensibile). Un simile approccio richiede 

importanti risorse, poiché già prima delle attività di formazione occorre intensificare gli sforzi per 

individuare, convincere e accompagnare il pubblico destinatario. 

In conclusione il Consiglio federale constata che esistono numerose iniziative per sostenere le persone 

che hanno bisogno di stare al passo con la digitalizzazione e per migliorare l’accessibilità digitale. Nel 

complesso sono considerate efficaci. L’attuale dispositivo, pragmatico e orientato alle necessità, è 

sufficientemente flessibile per adattarsi alle evoluzioni tecnologiche, soprattutto all’intelligenza 

artificiale. 

In questo contesto il Consiglio federale ritiene che una nuova strategia nazionale in materia di 

inclusione digitale non sia necessaria per il momento. Nell’ambito dell’elaborazione delle basi 

strategiche e della pianificazione per il periodo 2028–2031 l’Amministrazione digitale svizzera (ADS) 

prevede di esaminare come integrare in maniera adeguata nei suoi lavori il tema dell’inclusione 

digitale, in particolare nel suo ruolo di coordinamento per le questioni di trasformazione digitale che 

riguardano i diversi livelli dello Stato. Inoltre la Confederazione continuerà a ricorrere all’Alleanza 

svizzera per l’inclusione digitale (ADIS), soprattutto per condurre campagne di sensibilizzazione tra le 

categorie di destinatari e aumentare così la portata dei programmi esistenti. 

Per il momento il Consiglio federale non prevede misure e strumenti supplementari. Se in futuro 

emergessero ulteriori necessità, queste dovranno essere esaminate tenendo conto delle priorità 

esistenti e della situazione finanziaria. Le attuali misure dovrebbero tuttavia essere proseguite e, se 

possibile, rafforzate nell’ambito delle strutture disponibili. 
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1 Einleitung 
Der vorliegende Bericht erfüllt das Postulat 23.3621 Weber «Digitale Kluft. Eine Zweiklassengesellschaft 

vermeiden»1 vom 7. Mai 2023. Dieses fordert den Bundesrat auf, die folgenden Fragen in Absprache 

mit den Kantonen zu beantworten. 

1. Welche Personengruppen sind in Bezug auf die digitale Kluft besonders gefährdet? 

2. Welche Programme gibt es, um zu vermeiden, dass die gefährdeten Personen sozial 

abgehängt werden? Reichen diese Programme aus? Welche Massnahmen müssten getroffen 

werden, um sicherzustellen, dass diese Programme die gefährdeten Personen auch 

erreichen? 

Das Postulat Weber wurde vom Nationalrat am 15. April 2024 gegen den Willen des Bundesrats 

angenommen und an die Bundeskanzlei überwiesen. 

Ein weiteres Postulat zum Thema Digitale Kluft wurde am 20. Juni 2025 eingereicht. Das Postulat 

25.3923 Tschopp «Eine Strategie gegen die digitale Kluft im Zeitalter der künstlichen Intelligenz»2 fordert 

den Bundesrat auf, «zu prüfen, ... ob die Verabschiedung einer Strategie gegen die digitale Kluft, die 

durch die Entwicklung der generativen künstlichen Intelligenz noch vertieft wird, sinnvoll ist». Der 

Bundesrat empfahl, das Postulat Tschopp anzunehmen und beide Postulate in einem einzigen Bericht 

zu beantworten. Das Postulat Tschopp wurde am 26. September 2025 im Nationalrat bekämpft. Die 

Diskussion wurde verschoben. 

Die Frage nach der Sinnhaftigkeit einer übergeordneten Strategie ergibt sich bereits aus der zweiten 

Frage des Postulats Weber. Deshalb wird sie, unabhängig von der Annahme des Postulats Tschopp, 

aus Gründen der Effizienz und Wirtschaftlichkeit ebenfalls im Schlussteil des vorliegenden Berichts 

behandelt. 

1.1. Gegenstand und Aufbau des Berichts 

Der vorliegende Bericht liefert Antworten auf die im Postulat Weber gestellten Fragen. Kapitel 2 geht auf 

den rechtlichen Rahmen der digitalen Teilhabe in der Schweiz und ihre Verankerung in den nationalen 

Digitalisierungsstrategien ein und beleuchtet anhand einiger Beispiele, wie ausgewählte Nachbarstaaten 

mit dem Phänomen der digitalen Kluft umgehen. Kapitel 3 zeigt auf, welche Bevölkerungsgruppen unter 

dem Aspekt der digitalen Kluft als Risikogruppen zu sehen sind. Als Grundlage dient hier in erster Linie 

die Omnibus-Erhebung IKT des Bundesamtes für Statistik. Kapitel 4 enthält eine Beschreibung der auf 

nationaler Ebene bestehenden Programme und Massnahmen, die vom Bund und/oder den Kantonen 

initiiert oder unterstützt werden, und beantwortet die Fragen des Postulats Weber. In Kapitel 5 wird die 

Sichtweise des Bundesrates zur Rolle der Behörden bei der Bekämpfung der digitalen Kluft dargelegt. 

Eine Begleitgruppe, bestehend aus Vertretern der unten aufgeführten Bundes- und kantonalen 

Behörden, hat die für diesen Bericht massgeblichen Sachinformationen geliefert und sich bei den, 

diesem Bericht zugrundeliegenden Überlegungen eingebracht. Die Konferenz der kantonalen 

Erziehungsdirektorinnen und -direktoren EDK wurde konsultiert, gehörte der Begleitgruppe jedoch nicht 

an. 

Bundeskanzlei BK 

Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen EBGB 

Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation SBFI 

Bundesamt für Statistik BFS 

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO 

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 

Staatssekretariat für Migration SEM 

 

1 www.parlament.ch > 23.3621 
2 www.parlament.ch > 25.3923 
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Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann EBG 

Geschäftsstelle Digitale Verwaltung Schweiz (DVS) 

Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren SODK 

1.2. Definitionen 

Unter digitaler Kluft, die gelegentlich auch als digitaler Graben bezeichnet wird, versteht man 

ausgeprägte Ungleichheiten im Bereich der digitalen Technologien. Im Allgemeinen wird zwischen drei 

Ebenen der digitalen Kluft unterschieden: 1°) die Kluft beim materiellen Zugang zu Geräten und 

Infrastrukturen (Access Divide) 2°) die Kluft bei den vorhandenen Kompetenzen (Skills Divide), die sich 

auf den Einsatz digitaler Technologien (einschliesslich der künstlichen Intelligenz) auswirken kann; 3°) 

die Nutzungskluft (Usage Divide), die sich nach dem Nutzen bemisst, der sich aus der Verwendung 

dieser Technologien ziehen lässt. Bisweilen ist auch von einer vierten Ebene der digitalen Kluft die Rede. 

Diese Ebene bezieht sich auf die Fähigkeit des Einzelnen, sich an die immer schnelleren und 

tiefgreifenderen Veränderungen anzupassen, die die Entwicklung digitaler Technologien mit sich 

bringen. Im vorliegenden Bericht wird diese vierte Ebene als ein Kompetenzproblem verstanden und als 

solches der zweiten Ebene der digitalen Kluft zugeordnet. Zu beachten ist ausserdem, dass dem Begriff 

der «digitalen Kluft» ein dichotomes Gesellschaftsbild zugrunde liegt. Tatsächlich sind diese 

Ungleichheiten jedoch fliessend. Sie erstrecken sich über ein breites Spektrum von Situationen und 

Dynamiken und verlaufen entlang einer Vielzahl von Trennlinien.  

Digitale Teilhabe oder digitale Inklusion bezeichnet den Prozess, der darauf abzielt, die digitale Welt 

für alle Menschen zugänglich zu machen.  

Bei digitaler Barrierefreiheit oder E-Accessibility geht es darum, digitale Inhalte und Dienste so zu 

gestalten, dass sie für Menschen mit Behinderungen verständlich und nutzbar sind. 

2 Ausgangslage 
Digitale Technologien sind aus dem heutigen Alltag nicht mehr wegzudenken. Ihre stetige Weiterent-

wicklung führt zu Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, die durch die rasche Verbreitung der künstlichen 

Intelligenz verschärft werden. Das ist jedoch nicht alles. Sie beeinflussen auch die Art und Weise, wie 

Menschen lernen, sich informieren, sich um ihre Gesundheit kümmern, ihre Behördengänge erledigen, 

soziale Kontakte pflegen und am politischen Leben teilhaben.  

In der Schweiz wird Digitalisierung primär als Chance wahrgenommen. Auf gesellschaftlicher Ebene 

fördert sie Wachstum, Innovation und Produktivität. Im Jahr 2025 belegte die Schweiz im World Digital 

Competitiveness Ranking des IMD den ersten Platz.3 Auch auf individueller Ebene schafft die Digitali-

sierung zahlreiche Vorteile wie etwa einen erleichterten Zugang zu allen Arten von Diensten, der sich 

mit der Einführung der elektronischen Identitätskarte e-ID weiter verbessern wird. Gemäss dem Digital-

Barometer 20254 bewertet die Mehrheit der Schweizer Bevölkerung den Einfluss der Digitalisierung auf 

ihr persönliches Leben als überwiegend positiv. 

Der DigitalBarometers 2025 zeigt jedoch auch auf, dass mehr als die Hälfte der Bevölkerung den Um-

gang der Schweiz mit Personen, die mit der Digitalisierung nicht Schritt halten können, als Schwäche 

wahrnehmen. So ist die Beherrschung digitaler Hilfsmittel mittlerweile unerlässlich, um in vollem Umfang 

an den meisten Aspekten des gesellschaftlichen Lebens teilnehmen zu können. Angesicht dessen ist 

die digitale Teilhabe in einem demokratischen Land wie der Schweiz von zentraler Bedeutung. Das Ni-

veau der digitalen Kompetenzen der Bevölkerung wirkt sich auch auf den wirtschaftlichen Wohlstand 

aus. Gute Kenntnisse im Bereich der digitalen Hilfsmittel und ihre sachgerechte Nutzung stärken zudem 

 

3 www.imd.org > Research > Centers > World Competitiveness Center > World Digital Competitive-
ness Ranking 2025 
4 www.digitalbarometer.ch/de  
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das Vertrauen der Bevölkerung in die digitale Transformation, wie auch die Debatten rund um Volksab-

stimmung über die Annahme des Bundesgesetzes über den elektronischen Identitätsnachweis (e-ID) 

gezeigt haben. 

Auch die digitale Inklusion war in den vergangenen Jahren Gegenstand mehrerer parlamentarischer 

Vorstösse. Bereits im Jahr 2016 hatte beispielsweise eine Motion einen nationalen Aktionsplan zur Re-

duzierung des digitalen Grabens gefordert.5 Diese Motion wurde abgelehnt. Jedoch gab es seither re-

gelmässig weitere Vorstösse zu diesem Thema6. Die Fragestellungen sind also nicht neu. Angesichts 

der Geschwindigkeit und Radikalität der Änderungen ist jedoch besondere Aufmerksamkeit geboten, 

damit sichergestellt wird, dass die Gesamtbevölkerung von den Vorteilen der Digitalisierung profitiert 

und sich vor den damit einhergehenden Risiken schützen kann. 

Bei der Förderung der digitalen Teilhabe wird an zwei Hebeln angesetzt: So sind einmal die (öffentlichen 

oder privaten) Anbieterinnen und Anbieter digitaler Dienste gefordert, diese ihren Nutzerinnen und Nut-

zer zugänglich zu machen (E-Accessibility). Auf der anderen Seite werden bei Nutzerinnen und Nutzern 

bestimmte grundlegende Kompetenzen vorausgesetzt. Diese beiden Ansätze sind notwendig und kom-

plementär.  

2.1. Gesetze und Normen im Bereich der digitalen Inklusion 

Aus der digitalen Inklusion als solcher lässt sich in der Schweiz keinen rechtlichen Anspruch herleiten. 

Das Bestehen einer digitalen Kluft allein stellt also keine Diskriminierung im rechtlichen Sinne dar. Es 

kann jedoch ein Verstoss gegen das Gleichstellungs- oder Antidiskriminierungsrecht vorliegen, wenn 

digitale Angebote Personen aufgrund einer nach Artikel 8 der Bundesverfassung der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft7 geschützten Eigenschaften benachteiligen. Nach Absatz 1 dieses Artikels 

sind alle Menschen vor dem Gesetz gleich und gemäss Absatz 2 darf niemand diskriminiert werden. Die 

Gleichberechtigung von Mann und Frau ist in Absatz 3 verankert und nach Absatz 4 sieht das Gesetz 

Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vor. Die digitale Inklusion ist zu-

dem ein wichtiges Ziel der Sozial- und Gleichstellungspolitik. 

Es ist zu beachten, dass bestimmte Grundrechte indirekt beeinträchtigt werden können, wenn eine öf-

fentliche Dienstleistung – oder eine grundlegende private Dienstleistung wie die Bewerbung auf eine 

Mietwohnung – nur noch in digitaler Form, d. h. nach dem Prinzip „digital only“, angeboten wird. Derzeit 

wird in der Schweiz jedoch das Prinzip «digital first» angewendet. Für Dienstleistungen, die für die Aus-

übung von Grundrechten erforderlich sind, muss eine nicht-digitale Alternative verfügbar bleiben. 

Das Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben 

(EMBAG)8 regelt, wie die Bundesbehörden der Bevölkerung öffentliche digitale Leistungen zur Verfü-

gung stellen, und verpflichtet sie, darauf zu achten, dass ihre Leistungen der gesamten Bevölkerung 

zugänglich sind (Art. 3 Abs. 4).  

Menschen mit Behinderungen sind die einzige Bevölkerungsgruppe, denen ein spezielles Gesetz 

Rechtsansprüche auf gleichberechtigten Zugang einräumt. Nach dem Bundesgesetz über die Besei-

tigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (BehiG)9 ist es insbesondere Pri-

vaten, die Dienstleistungen öffentlich anbieten, untersagt, Behinderte auf Grund ihrer Behinderung zu 

diskriminieren (Art. 6). Bei Benachteiligungen räumt das Gesetz ein Beschwerderecht ein (Art. 8).  

 

5 16.3128 Mo Schwaab «Nationaler Aktionsplan zur Reduzierung des digitalen Grabens» 
6 z. B. 24.4091 Ip Blunschy «Wo steht die Schweiz im Bereich Daten- und KI-Kompetenz?» 21.4290 Ip 
Bendahan «Digitale Inklusion. Wie kann die digitale Befähigung und die Selbstbestimmung der Bevöl-
kerung bei der digitalen Transformation gestärkt werden?»  
7 SR 101 
8 SR 172.019 
9 SR 151.3 
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Zudem sieht es ausdrücklich vor, dass der Zugang zu den Internetleistungen der Behörden für sehbe-

hinderte Menschen nicht erschwert werden darf. Zu diesem Zweck kann der Bundesrat technische Nor-

men für verbindlich erklären (Art. 14 Abs. 2). 

Die Verordnung über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen 

(BehiV)10 sieht weiter vor, dass die Information sowie die Kommunikations- und Transaktionsdienstleis-

tungen über das Internet für Sprach‑, Hör- und Sehbehinderte sowie motorisch Behinderte zugänglich 

sein müssen (Art. 10). 

Darüber hinaus hat die Schweiz das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen (UN-BRK)11 ratifiziert, dessen Artikel 9 die Vertragsstaaten verpflichtet, geeignete Massnahmen 

mit dem Ziel zu treffen, Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur Information 

und Kommunikation, einschliesslich Informations- und Kommunikationstechnologien, zu gewährleisten. 

Die digitale Barrierefreiheit wird durch operative Standards geregelt. Auf internationaler Ebene bilden die 

Web Content Accessibility Guidelines (WCAG)12 den technischen Referenzstandard, um digitale In-

halte für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu machen. In der Schweiz hingegen ist der eCH-

0059 Accessibility Standard 13 massgeblich, der unter Verweis auf die WCAG die Anforderungen an 

die barrierefreie Zugänglichkeit öffentlicher digitaler Dienstleistungen definiert. Im Bereich des E-Govern-

ments sind die Grundsätze der E-Accessibility insbesondere in der von der Schweiz unterzeichneten E-

Government-Erklärung von Tallinn14 verankert. 

Anzumerken ist noch, dass die Europäische Union (EU) mit der «Web Accessibility Directive»15 oder 

«WAD» alle öffentlichen Stellen in den Mitgliedstaaten verpflichtet, ihre Websites und mobilen Anwen-

dungen barrierefrei zu gestalten. Darüber hinaus hat die EU eine Richtlinie erlassen, die darauf abzielt, 

die Funktionsweise des Binnenmarktes für barrierefreie Produkte und Dienstleitungen zu harmonisieren, 

indem die Unterscheide zwischen den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten beseitigt werden. Die am 

28. Juni 2025 in Kraft getretene Europäische Richtlinie für die Barrierefreiheit (EAA)16 gilt indirekt 

auch für die Schweiz, da ansässige Grossunternehmen im Handel mit der EU zu ihrer Einhaltung ver-

pflichtet sind. Es ist daher davon auszugehen, dass sich diese Richtlinie auf die Entwicklung der Barrie-

refreiheit-Standards in unserem Land auswirken wird. 

2.2. Digitale Teilhabe in den nationalen Digitalisierungsstrategien 

Die digitale Transformation der Schweizer Verwaltung wird in erster Linie durch drei Digitalisierungsstra-

tegien bestimmt. Die Problematik der digitalen Inklusion nimmt in diesen Strategien als Vision oder Prin-

zip einen festen Platz ein. 

Die Strategie Digitale Schweiz17, die Dachstrategie des Bundesrats für die digitale Transformation der 

Schweiz, ist für die Bundesverwaltung verbindlich und dient allen anderen Akteuren der Digitalisierung, 

insbesondere den Kantonen, als Orientierungsrahmen. Die digitale Inklusion ist in ihrer Vision implizit 

enthalten: «Die Schweiz priorisiert digitale Angebote konsequent zum Nutzen aller Menschen, unabhän-

gig von Geschlecht, Alter und Herkunft (digital first). Sie nutzt gezielt die Chancen eines nachhaltigen 

digitalen Wandels, sodass alle langfristig davon profitieren.» Der Wirkungsbereich «Bildung und Kom-

petenzen» der oben erwähnten Strategie verfolgt im Übrigen das folgende Ziel: «Bevölkerung, Wirtschaft 

 

10 SR 151.31 
11 SR 0.109 
12 www.w3.org/WAI/standards-guidelines/wcag/ 
13 https://www.ech.ch/de/ech/ech-0059/3.0 
14 https://digital-strategy.ec.europa.eu > Ministerial Declaration on eGovernment 
15 https://eur-lex.europa.eu/: «Richtlinie - 2016/2102» und «Richtlinie über den barrierefreien Zugang 
zum Internet - Normen und Harmonisierung» 
16 Vollständige Bezeichnung: Richtlinie (EU) 2019/882 des europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen (Text 
von Bedeutung für den EWR) 
17 www.digital.swiss  
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und Behörden verfügen über Kompetenzen im Umgang mit neuen Technologien und können diese kri-

tisch hinterfragen. Der Wirkungsbereich «Behördenleistungen» fordert schliesslich, dass «[d]ie Behör-

den ... ihre Leistungen standardmässig digital (digital first), nutzerzentriert und barrierefrei an[bieten]».  

Die Strategie Digitale Bundesverwaltung18 legt die Ziele der digitalen Transformation innerhalb der 

Bundesverwaltung fest. Ihrer Vision liegt der Gedanken zugrunde, dass «Menschen und Unternehmen 

... im Fokus des digitalen Wandels [stehen] und ... einfache, moderne und übergreifende Behördenleis-

tungen des Bundes [erhalten]». Eines der acht handlungsleitenden Prinzipien der Strategie bezieht sich 

auf das Thema Inklusion: «Die Bundesverwaltung ist nutzerorientiert. Sie räumt den Bedürfnissen der 

Nutzenden bei der Gestaltung von Prozessen, Dienstleistungen und der Ausarbeitung von Gesetzen 

oder Digitalstrategien eine zentrale Rolle ein.» 

Die Strategie Digitale Verwaltung Schweiz19 ist eine gemeinsame Strategie von Bund, Kantonen, 

Städten und Gemeinden und richtet sich übergreifend an die öffentlichen Verwaltungen der Schweiz. An 

erster Stelle bei den Prinzipien dieser Strategie wird die digitale Inklusion) genannt: «Nutzerzentrierung 

und Inklusion (Einfache Interaktion mit der Verwaltung für alle Anspruchsgruppen)». Bei der Beschrei-

bung dieses Prinzips wird darauf hingewiesen, dass «[b]ei der Ausgestaltung ... zum Beispiel unter-

schiedliche IT-Grundkompetenzen, Sprachkenntnisse oder geistige sowie körperliche Beeinträchtigun-

gen berücksichtigt [werden]».  

2.3. Internationaler Kontext 

Die Frage, wie es um das Niveau der digitalen Kompetenzen in der Bevölkerung bestellt ist, kennt keine 

Ländergrenzen. Die Art und Weise, wie andere Länder, insbesondere die EU-Mitgliedstaaten, mit die-

sem Problem umgehen, kann als Inspiration dienen. Die EU hat einen Referenzrahmen für die im Alltag 

benötigten digitalen Kompetenzen entwickelt (DigComp 3.020). In Frankreich wurde für den Zeitraum 

2023–2027 eine im Dialog zwischen Staat, Gebietskörperschaften und den anderen Akteuren der Zivil-

gesellschaft gemeinsam erarbeitete «Road Map» für Inklusion verabschiedet: France Numérique En-

semble21. Österreich verfügt seit 2023 über eine nationale Strategie «Digitale Kompetenzen Öster-

reich»22; und führt die Initiative «Digitale Kompetenzen durch, die dafür sorgen soll, dass die gesamte 

Bevölkerung mit grundlegenden digitalen Kompetenzen ausgestattet wird. Das Vereinigte Königreich 

hat mit dem Essential Digital Skills Framework23 einen Referenzrahmen für grundlegende digitale Kom-

petenzen geschaffen, der Anbieter, Organisationen und Arbeitgeber, die Weiterbildungen für Erwach-

sene anbieten, unterstützen soll. Auf dieser Grundlage wurden nationale Standards für grundlegende 

digitale Kompetenzen erstellt.24 Dänemark hat sechs Grundsätze der digitalen Inklusion festgelegt und 

stellt der Bevölkerung Instrumente, Ressourcen und Anwendungsbeispiele für eine inklusive Digitalisie-

rung des öffentlichen Sektors zur Verfügung.25 

3 Messung der digitalen Kluft in der Schweiz 
Dieses Kapitel befasst sich mit der Frage, welche Personengruppen in der Schweiz am meisten von 

der digitalen Kluft bedroht sind. Die Analyse basiert in erster Linie auf den Daten der Erhebung zur 

Internetnutzung durch Haushalte und Einzelpersonen (Omnibus IKT)26, die das Bundesamt für Statistik 

BFS im Abstand von jeweils zwei Jahren durchführt.  

 

18 www.bk.admin.ch/de > Digitale Transformation und IKT-Lenkung > Digitale Bundesverwaltung > 
Strategie Digitale Bundesverwaltung 
19 https://www.digitale-verwaltung-schweiz.ch/strategie 
20 https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC144121 
21 https://inclusion-numerique.anct.gouv.fr/ 
22 https://www.digitalaustria.gv.at/kompetenzen/strategien.html  
23 https://www.gov.uk/government/publications/essential-digital-skills-framework 
24 https://www.gov.uk/government/publications/national-standards-for-essential-digital-skills 
25 https://en.digst.dk/digital-services/digital-inclusion/ 
26 www.bfs.admin.ch > Statistiken > Kultur, Medien, Informationsgesellschaft, Sport > Erhebungen > 
Omnibus 2025 (OMN2025): Erhebung zur Internetnutzung  
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Analysiert werden darin die drei allgemein anerkannten Ebenen der digitalen Kluft – die Zugangskluft, 

die Kluft bei den digitalen Kompetenzen und die Nutzungskluft sowie deren Entwicklungen im Zeitver-

lauf. Die Analyse erfolgt aus der Perspektive der Nutzerinnen und Nutzer und bezieht sich nicht auf die 

von den Anbieterinnen und Anbietern digitaler Dienste im Bereich der E-Accessibility ergriffenen Mass-

nahmen. Berücksichtigt werden nur statistisch signifikante Unterschiede. 

3.1. Zugang 

Die erste Ebene der digitalen Kluft ist die sogenannte Zugangskluft. Sie bezieht sich auf die Ungleich-

heiten beim physischen Zugang zum Internet und zu digitalen Geräten. 

Die Bevölkerung der Schweiz ist sowohl auf Festnetz- als auch auf Mobilfunkebene sehr gut mit Hoch-

breitband-Internet (≥ 30 Mbit/s) versorgt. Im Jahr 2024 verfügten 99,8 % der Haushalte über einen An-

schluss an ein Festnetz mit sehr hoher Bandbreite.27 Die Infrastruktur der terrestrischen 5G-Mobilfunk-

netze deckt ihrerseits seit 2021 100 % der Bevölkerung (Versorgungsgrad) und im Jahr 2025 95 % des 

Landesgebiets ab.28 Somit ist es im bewohnten Gebiet nahezu flächendeckend möglich, sich mit dem 

Hochbreitband-Internet zu verbinden. 

Eine 5G-Infrastruktur, die 100 % der Haushalte abdeckt, bedeutet jedoch nicht, dass auch 100 % der 

Bevölkerung Zugang zum Internet haben. Nicht alle Personen verfügen über ein entsprechendes Tele-

kommunikationsabonnement oder über die dafür erforderlichen Geräte. Die Omnibus-Erhebung IKT des 

BFS29 gibt Aufschluss über den Internetzugang der Schweizer Haushalte, wobei die Daten nach Sprach-

region, subjektiver finanzieller Situation sowie Haushaltsgrösse unterschieden werden. 

2025 verfügten 97,6 % der Haushalte über einen Internetzugang. Der Anteil der Haushalte ohne Inter-

netanschluss ist innerhalb von 10 Jahren stark zurückgegangen, von 17,4 % in 2014 auf 2,4 % in 2025. 

Je nach Haushaltsgrösse bestehen weiterhin signifikante Unterschiede, die jedoch kleiner werden. Im 

Jahr 2025 hatten Einpersonenhaushalte mit 94,1 % eine tiefere Internetanschlussquote als grössere 

Haushalte (Zweipersonenhaushalte: 99,2 %, Haushalte mit drei Personen: 99,9 %, Haushalte mit vier 

Personen oder mehr 99,5 %). Unter dem Aspekt der subjektiven finanziellen Situation und der Sprach-

region war hingegen kein wesentlicher Unterschied erkennbar. 

3.2. Digitale Kompetenzen 

Die zweite Ebene der digitalen Kluft ist die sogenannte Kompetenzkluft. Um die Vorteile der Digitalisie-

rung voll nutzen zu können, reichen ein Internetzugang oder digitale Geräte allein nicht aus. Vielmehr 

muss man auch in der Lage sein, sie richtig einzusetzen. Unter der digitalen Kompetenz-Kluft versteht 

man die ungleiche Verteilung der zur effizienten Nutzung des Internets und der digitalen Technologien 

erforderlichen Fähigkeiten. 

Unserer Auffassung nach bieten allgemeine digitale Kompetenzen, die über mehr als grundlegende 

Kenntnisse (im Sinne der Omnibus-Erhebung IKT)30 hinausgehen, einen Schutz. Personen mit einem 

 

27 https://ec.europa.eu/eurostat > [Menüpunkt Daten fehlt] >Datenbank > Wissenschaft, Technologie, 
digitale Gesellschaft > Digitale Wirtschaft und Gesellschaft > Zusätzliche Indikatoren zur Digitalisierung 
> Internetabdeckung und Preise 
28 www.bakom.admin.ch > Telekommunikation > Zahlen und Fakten > Sammlung statistischer Daten > 
Infrastruktur der terrestrischen Mobilfunknetze 
29 www.bfs.admin.ch > Statistiken > Kultur, Medien, Informationsgesellschaft, Sport > Erhebungen > 
Omnibus 2025 (OMN2025): Erhebung zur Internetnutzung 
30  In der Omnibus-Erhebung IKT werden die digitalen Kompetenzen anhand eines auf europäischem 
Niveau entwickelten Referenzrahmens gemessen. Dabei handelt es sich um einen zusammengesetz-
ten Indikator, der auf einer Auswahl von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Internet- und Software-
nutzung basiert, die von Personen im Alter von 15 bis 88 Jahren in fünf spezifischen Kompetenzberei-
chen ausgeführt werden: 1) Information- und Datenkompetenzen, 2) Kommunikation und Zusammen-
arbeit, 3) Problemlösung, 4) Erstellung von Inhalten sowie 5) Sicherheit. Die angewandte Methodik 
geht davon aus, dass Personen, die eine Aktivität ausführen, über die dafür nötigen Kompetenzen ver-
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tieferen Kompetenzniveau laufen hingegen Gefahr, sich in der digitalen Welt schlecht zurechtzufinden. 

Daher verwenden wir diesen Indikator, um die digitalen Kompetenzen der Bevölkerung im Hinblick auf 

das Risiko einer digitalen Kluft zu beschreiben. Der Indikator wird nach Geschlecht, Alter, Bildungs-

stand, subjektiver finanzieller Lage, Migrationsstatus und sozioprofessioneller Kategorie untersucht.31 

2025 verfügten 41,4 % der Schweizer Bevölkerung über mehr als grundlegende digitale Kompeten-

zen. Dieser Anteil steigt seit 2021 (36,6 %) über alle untersuchten Bevölkerungsgruppen hinweg konti-

nuierlich. Damit liegt die Schweiz deutlich über dem Durchschnitt der EU-Länder (27,3 %). 

Die Unterschiede nach Geschlecht, Alter und Bildungsstand bestehen weiter fort, auch wenn sie tenden-

ziell kleiner werden. So lag der Anteil der Personen mit mehr als grundlegenden digitalen Kompetenzen 

im Jahr 2025 bei den Männern (46,7 %) durchgängig höher als bei den Frauen (36,2 %). Betrachtet man 

die verschiedenen Altersgruppen, zeigt sich, dass bei der Bevölkerung ab 60 Jahren der Anteil der 

Personen mit mehr als grundlegenden digitalen Kompetenzen erheblich tiefer (23,3 %) ist als bei den 

jüngeren Altersgruppen (48,3 % bei den 30- bis 59-Jährigen, 52,5 % bei den 15- bis 29-Jährigen). Zudem 

ist klar erkennbar, dass das Niveau der digitalen Kompetenzen stark mit dem Bildungsstand korreliert. 

So können Personen mit einem höheren Bildungsniveau auch die höchsten digitalen Kompetenzen vor-

weisen (58,1 % der Personen mit einem Tertiärabschluss, 29,3 % der Personen mit einem Abschluss 

auf Sekundarstufe II, 11 % der Personen ohne nachobligatorische Ausbildung). 

Die subjektive finanzielle Lage spielt ebenfalls eine Rolle. 2025 verfügten Personen, die ihre finanzielle 

Situation als sehr gut oder eher gut bezeichneten, häufiger über mehr als grundlegende digitale Kompe-

tenzen (51 % bzw. 45,9 %) als Personen, die ihre finanzielle Situation als schwierig (33,4 %) oder sehr 

schwierig (26,6 %) bezeichneten. Im Zeitraum 2021–2025 bleiben diese Unterschiede weiter bestehen, 

werden jedoch kleiner. So haben die finanziell schlechter gestellten Personengrössere Fortschritte ge-

macht als die besser gestellten. 

In Bezug auf den Migrationsstatus lässt sich für 2025 die Aussage treffen, dass der Anteil der Personen 

ohne Migrationshintergrund, die über mehr als grundlegende digitale Kompetenzen verfügen, signifikant 

höher ist (43 %) als der in der Bevölkerung mit Migrationshintergrund der ersten Generation (36,9 %). 

Bei den sozioprofessionellen Kategorien lassen sich ebenfalls Unterschiede zwischen den Gruppen 

feststellen. So konnte seit 2021 bei Arbeiterinnen und Arbeitern sowie bei Hilfsarbeitskräften keine Zu-

nahme der mehr als grundlegenden Kompetenzen verzeichnet werden (nur unwesentliche Unterschiede 

zwischen den beobachteten Jahren). Bei Führungskräften und intellektuellen und wissenschaftlichen 

Berufen hingegen ist das Niveau sprunghaft angestiegen (59,8 % in 2021 und 72,3 % in 2025). 

3.3. Nutzung spezifischer Dienste 

Die dritte Ebene der digitalen Kluft ist die sogenannte Nutzungskluft. Selbst bei identischem Internetzu-

gang und identischen digitalen Kompetenzen gelingt es nicht allen gleichermassen, Nutzen aus den 

online zugänglichen Diensten zu ziehen. Die Unterschiede beim Online-Verhalten offenbaren Ungleich-

heiten, die einen weiteren Aspekt der digitalen Kluft darstellen. Bereits, wenn man die blosse Häufigkeit 

der Internetnutzung betrachtet, zeigen sich Abweichungen. Zudem gelten die Inanspruchnahme von 

Online-Banking-Diensten, die Teilnahme an Fernunterricht sowie Online-Interaktionen mit der öf-

fentlichen Verwaltung in der Omnibus-Erhebung IKT als Indikatoren für digitale Integration im Alltag. 

Die Nutzung bzw. Nichtnutzung von Applikationen der generativen KI wird ebenfalls als Zeichen für 

 

fügen. Je nach Anzahl und Bandbreite der ausgeführten Aktivitäten werden für jeden der fünf Kompe-
tenzbereiche zwei Kompetenzebenen berechnet: «grundlegend» und «mehr als grundlegend». Der 
synthetische Indikator, der anhand dieser nach Kompetenzbereichen ermittelten Ergebnisse gebildet 
wird, ermöglicht eine Bewertung des allgemeinen Niveaus der digitalen Kompetenzen in der Bevölke-
rung: «keine Kompetenz», «begrenzte Kompetenzen», «beschränkte», «geringe», «grundlegende», 
«mehr als grundlegende». 
31 Dabei handelt es sich um die in der Omnibus-Erhebung IKT definierten Kategorien. 
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Ungleichheiten gesehen.32 Durch die Verknüpfung dieser Daten mit den Bevölkerungsgruppen der Om-

nibus-Erhebung IKT lassen sich die Gruppen identifizieren, die einem erhöhten Risiko ausgesetzt sind, 

auf der falschen Seite der digitalen Kluft zu stehen. 

3.3.1. Tägliche oder fast tägliche Internetnutzung 

Der Anteil der Schweizerinnen und Schweizer, die das Internet täglich oder fast täglich nutzen, hat im 

Laufe der Zeit deutlich zugenommen. Im Jahr 2025 nutzten 91,8 % der 15- bis 88-Jährigen das Internet 

täglich oder fast täglich, gegenüber 70,3 % im Jahr 2014.  

Mit zunehmendem Alter nimmt die tägliche Internetnutzung ab. Im Jahr 2025 nutzten die 15- bis 29-

Jährigen (98 %) sowie die 30- bis 59-Jährigen (97 %) das Internet am intensivsten. Bei den Personen 

ab 60 Jahren lag der Anteil dagegen bei gerade einmal 79,5 %. Zudem steigt die tägliche Internetnut-

zung mit dem Bildungsstand. So gehen Personen mit einem Tertiärabschluss oder einem Abschluss 

auf Sekundarstufe II signifikant häufiger ins Internet (96,5 % bzw. 87,8 % täglich oder fast täglich) als 

Personen ohne nachobligatorische Ausbildung (81,5 %). Auch zwischen den sozioprofessionellen Ka-

tegorien sind Unterschiede festzustellen: So ist in der Kategorie der Arbeiter und Arbeiterinnen sowie 

der Hilfsarbeitskräfte der Anteil der Personen, die das Internet täglich oder fast täglich nutzen, mit 92,9 % 

geringfügig niedriger als bei den Personen, die «mittlere Berufe» ausüben (96,8 %) und bei den «Füh-

rungskräften, intellektuellen und wissenschaftlichen Berufen» (99,3 %). Betrachtet man den Migrations-

status, zeigt sich, dass der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund der zweiten Generation, die 

das Internet täglich nutzen (96,5 %), signifikant höher ist als bei den Personen mit Migrationshintergrund 

der ersten Generation (92,4 %) oder bei Personen ohne Migrationshintergrund (90,8 %). Unter dem As-

pekt der finanziellen Situation oder des Alters lassen sich im Jahr 2025 hingegen keine signifikanten 

Unterschiede feststellen. 

3.3.2. Nutzung von Online-Banking-Diensten (E-Banking) 

Im Jahr 2025 gaben 81,1 % der Bevölkerung an, in den letzten drei Monaten vor der Erhebung E-Ban-

king-Dienste genutzt zu haben. Dieser Anteil nimmt seit 2014 über alle Gruppen hinweg zu – damals lag 

er insgesamt bei 49,3 %. 

Obwohl sich die festgestellten Unterschiede zwischen den untersuchten Bevölkerungsgruppen im Laufe 

der Zeit verringert haben, sind sie nach wie vor signifikant und weisen weitgehend dieselben Tendenzen 

wie bei der täglichen Internetnutzung auf. Männer nutzen Online-Banking-Dienste häufiger als Frauen 

(83,5 % gegenüber 78,7 %). Personen mit höherem Bildungsniveau greifen deutlich häufiger auf On-

line-Banking zurück als Personen mit niedrigerem Bildungsniveau (91,2 % bei den Personen mit einem 

Tertiärabschluss, 77,5 % bei den Personen mit einem Abschluss auf Sekundarstufe II und 55,1 % bei 

Personen ohne nachobligatorische Ausbildung). Die Nutzungshäufigkeit nimmt mit zunehmendem Alter 

ab (62,3 % bei den Personen ab 60 Jahren, 89,9 % bei den 30- bis 59-Jährigen und 88,4 % bei den 15- 

bis 29-Jährigen). 2025 zeigte sich zudem ein Unterschied je nach finanzieller Situation (85,2 % bei den 

finanziell besser gestellten Personen, 77,1 % bei den finanziell schlechter gestellten Personen), wobei 

sich der Abstand seit 2021 verkleinert hat. Auch zwischen den sozioprofessionellen Kategorien gibt 

es Abweichungen: So liegt der Anteil der Personen, die das E-Banking nutzen, in der Kategorie der 

Arbeiterinnen, Arbeiter und Hilfsarbeitskräfte mit 80,8 % geringfügig niedriger als in der Kategorie der 

«mittleren Berufe» (93,9 %) und in der Kategorie «Führungskräfte, intellektuelle und wissenschaftliche 

Berufe» (95,9 %). Nach Migrationsstatus hingegen ergibt sich im Jahr 2025 kein signifikanter Unter-

schied. 

3.3.3. Online-Kurse 

Der Anteil der Schweizer Bevölkerung, der angibt, in den letzten drei Monaten vor der Erhebung an 

einem Online-Kurs teilgenommen zu haben, hat im Laufe der Zeit zugenommen. Während im Jahr 2019 

 

32 Umgekehrt dürfte die rasante und massive Demokratisierung der Nutzung generativer KI Einfluss 
darauf haben, welche Kompetenzen künftig erforderlich sein werden. Dieses Thema ist Gegenstand 
einer Studie der Stiftung für Technologiefolgen-Abschätzung TA-SWISS (https://www.ta-
swiss.ch/grosse-sprachmodelle) 
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lediglich 8,7 % der Bevölkerung angaben, einen Online-Kurs verfolgt zu haben, lag ihr Anteil im Jahr 

2025 bereits bei 19,5 %. Diese erhebliche Zunahme lässt sich durch die Verhaltensänderungen im Zu-

sammenhang mit der Covid-19-Pandemie erklären. 

Der Anteil der Personen, die an Online-Kursen teilnehmen, geht ab dem Alter von 60 Jahren deutlich 

zurück (8,3 % gegenüber 24,1 % bei den jüngeren Altersgruppen). Unter dem Aspekt des Bildungs-

stands haben sich die Unterschiede zwischen den Gruppen verringert. Dennoch nutzen Personen ohne 

nachobligatorische Ausbildung Online-Kurse weiterhin seltener als Personen mit einem Tertiärabschluss 

(9,4 % gegenüber 26,5 %). Betrachtet man den Migrationsstatus, zeigt sich, dass Personen mit Migra-

tionshintergrund (erste Generation: 21,3 %, zweite Generation: 25 %) tendenziell häufiger Online-Kurse 

verfolgen als Personen ohne Migrationshintergrund (17,7 %). Die Unterschiede nach sozioprofessio-

nellen Kategorien sind nach wie vor signifikant (im Jahr 2025: 31,8 % bei Führungskräften und intellek-

tuellen und wissenschaftlichen Berufen, 24,1 % bei mittleren Berufen und 15,6 % bei Hilfsarbeitskräften. 

Hinsichtlich der finanziellen Situation waren im Jahr 2025 keine signifikanten Abweichungen festzu-

stellen. Der Unterschied zwischen Männern und Frauen hat sich im Laufe der Zeit ebenfalls verringert 

und fällt mittlerweile nicht mehr ins Gewicht. 

3.3.4. Online-Interaktion mit der öffentlichen Verwaltung 

Der Anteil der Schweizerinnen und Schweizer, die in den 12 Monaten vor der Erhebung mit der öffentli-

chen Verwaltung online interagiert haben, indem sie mindestens eine der folgenden Aktivitäten ausge-

führt haben – auf den Seiten der öffentlichen Verwaltung nach Informationen suchen, auf den Seiten der 

öffentlichen Verwaltung im Zusammenhang mit einem Behördengang Formulare herunterladen oder 

ausfüllen –, ist von 71,2 % im Jahr 2019 auf 77 % im Jahr 2025 gestiegen. Dabei handelt es sich jedoch 

nicht um einen kontinuierlichen Anstieg, da der prozentuale Anteil nach einem Zwischenhoch im Jahr 

2023 (81,5 %) wieder zurückgegangen ist. 

Der Unterschied zwischen dem Anteil der Männer und demjenigen der Frauen, die diese Online-Dienste 

genutzt haben, hat sich zwar verringert, bleibt jedoch signifikant (2025: 81 % bzw. 73,1 %). Der Anteil 

der Personen ab 60 Jahren, die diese Online-Dienste der öffentlichen Verwaltung in Anspruch genom-

men haben, liegt weiterhin unter dem der jüngeren Altersgruppen (64,2 % gegenüber 83,3 % bei den 

30- bis 59-Jährigen und 81,2 % bei den 15- bis 29-Jährigen). Hinsichtlich des Bildungsstands bestehen 

erhebliche Unterschiede (Tertiärabschluss: 90,5 %, Abschluss auf Sekundarstufe II: 70,7 %, ohne nach-

obligatorische Ausbildung: 48,6 %). Auch die finanzielle Situation scheint eine Rolle zu spielen: Grund-

sätzlich gilt, dass die Online-Interaktion mit der Verwaltung umso stärker genutzt wird, je höher die fi-

nanziellen Mittel sind. Im Zeitverlauf zeigt sich jedoch eine gegenläufige Entwicklung zwischen der fi-

nanziell am stärksten benachteiligten Gruppe und den übrigen Gruppen. So hat die Bereitschaft, online 

mit der Verwaltung zu interagieren, bei den finanziell am schlechtesten gestellten Personen zugenom-

men (62,4 % im Jahr 2021, 66,5 % im Jahr 2025), während sie bei den besser gestellten Gruppen zu-

rückgegangen ist (insbesondere von 86,9 % im Jahr 2021 auf 80,8 % im Jahr 2025 bei den Personen, 

die angeben, finanziell gut über die Runden zu kommen). Betrachtet man den Migrationsstatus, zeigt 

sich, dass Personen ohne Migrationshintergrund (79,3 %) sowie Personen mit Migrationshintergrund der 

zweiten Generation (79,1 %) häufiger auf Online-Interaktionen mit Behörden zurückgreifen als Personen 

mit Migrationshintergrund der ersten Generation (72,5 %). Die Häufigkeit der Online-Interaktionen nimmt 

mit der beruflichen Qualifikation zu (von 71,1 % bei den geringer Qualifizierten auf 93,6 % bei den 

höher Qualifizierten). 
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3.3.5. Nutzung von generativen KI-Anwendungen 

Im Rahmen der Omnibus-Erhebung IKT wurde im Jahr 2025 erstmals die Nutzung von Anwendungen 

der generativen KI (zur Erstellung von Inhalten33) gemessen. Daraus geht hervor, dass 43,2 % der Ge-

samtbevölkerung nach eigenen Angaben in den vergangenen drei Monaten diese Tools genutzt ha-

ben.34 

Das Alter ist der wichtigste Erklärungsfaktor für die Unterschiede bei der Nutzung: Während mehr als 

75 % der jungen Menschen (unter 30 Jahren) auf generative KI zurückgreifen, sind es bei den Personen 

ab 60 Jahren nur noch 15 %. Der zweite Erklärungsfaktor ist der Bildungsstand.35 Während der Anteil 

der Bevölkerung, der generative KI nutzt, bei Personen mit einem Tertiärabschluss bei 52,3 % liegt, 

beträgt er bei Personen ohne nachobligatorische Ausbildung nur noch 16,6 %. Auf Ebene der Gesamt-

bevölkerung ist festzustellen, dass Männer KI deutlich häufiger nutzen als Frauen (47 % gegenüber 

40 %). Dieser geschlechtsspezifische Unterschied entfällt jedoch sowohl bei Personen unter 30 Jah-

ren (77 % gegenüber 76 %) als auch bei Personen mit einem Tertiärabschluss (53 % gegenüber 52 %). 

Daran lässt sich erkennen, wie wichtig diese beiden Erklärungsfaktoren im Zusammenspiel mit der Nut-

zung generativer KI sind. Je nach beruflicher Situation weist die Nutzung generativer KI unter den 

Erwerbstätigen signifikante Unterschiede auf: Während zwei Drittel der Führungskräfte und der Perso-

nen in wissenschaftlichen und intellektuellen Berufen generative KI nutzen, liegt der Anteil der Nutzen-

den bei den Arbeiterinnen, Arbeitern und Hilfsarbeitskräften nur noch bei einem Drittel. Die Nutzung 

generativer KI variiert auch nach finanzieller Situation: So liegt der Anteil der Nutzung generativer KI 

bei Personen, die nach eigenen Angaben keine finanziellen Probleme haben, mit 52,2 % höher als bei 

Personen, die finanziell nur sehr schlecht über die Runden kommen (40,5 %). Der Migrationsstatus 

hingegen spielt bei der KI-Nutzung keine Rolle. 

Bei der Nutzung von KI-Diensten stechen besonders die bestehenden Unterschiede zwischen den Al-

tersgruppen, den Bildungsniveaus und den sozioprofessionellen Kategorien ins Auge, die durchweg 

grösser ausfallen als bei den anderen Indikatoren und genutzten Online-Diensten. Diese neuen Tools 

werden von Jüngeren, den besser Ausgebildeten und den beruflich höher Qualifizierten deutlich bes-

ser angenommen. 

3.4. Erste Erkenntnisse 

Beim Zugang zeigt sich, dass lediglich 2,4 % der Haushalte keinen Internetzugang haben, obwohl die 

Möglichkeit dazu im gesamten bewohnten Gebiet bestünde. Wenn Haushalte keinen Internetanschluss 

haben, liegt dies eher nicht an einer fehlenden Infrastruktur. Daher kann man in der Schweiz beim Inter-

netzugang nicht von einer digitalen Kluft sprechen. 

Der Anteil der Bevölkerung mit mehr als grundlegenden digitalen Kompetenzen hat insgesamt zuge-

nommen. Die Unterschiede zwischen den Gruppen sind kleiner geworden, doch es bestehen weiterhin 

Ungleichheiten hinsichtlich Altersklasse, Bildungsstand, finanzieller Situation, Migrationsstatus und so-

zioprofessioneller Kategorie. 

Grundsätzlich hat die Nutzung des Internets und der digitalen Dienste im Zeitverlauf zugenommen. 

Die digitale Kluft bei der Nutzung ist jedoch nicht verschwunden. Die Unterschiede werden tendenziell 

kleiner, doch sind es oft dieselben Gruppen, die abgehängt werden. Die rasche Verbreitung der gene-

rativen KI zeigt deutlich die bestehenden Trennlinien. 

 

33 In diesem Zusammenhang wird nicht zwischen den verschiedenen Inhaltsarten (Text, Code, Bild, 
Video usw.) unterschieden. 
34 Vgl. auch >> www.bfs.admin.ch > Publikation > Nutzung generativer KI in der Bevölkerung 
35 Gemessen bei Personen ab 25 Jahren 
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3.5. Risikogruppen im Hinblick auf die digitale Kluft 

Die Analysen zeigen, welche Gruppen der Schweizer Bevölkerung mehr und welche weniger von der 

digitalen Transformation profitieren bzw. welche Gruppen mehr und welche weniger von digitaler Aus-

grenzung bedroht sind. Auf Grundlage der Omnibus-Erhebung IKT gelten die folgenden Gruppen als 

besonders vulnerabel: 

Ältere Menschen (ab 60 Jahren) sind ebenso eine Risikogruppe wie Personen mit niedrigem Bil-

dungsniveau oder ohne Ausbildung (ohne nachobligatorische Ausbildung). Auch eine prekäre finan-

zielle Situation und eine unqualifizierte Tätigkeit gehen mit einem erhöhten Risiko einer digitalen 

Ausgrenzung einher. Ein Migrationshintergrund kann ebenfalls einen Risikofaktor darstellen, allerdings 

nur bei Personen mit Migrationshintergrund der ersten Generation, unter denen der Anteil anders-

sprachiger Personen höher ist als in der Restbevölkerung. Weiter zeigt sich, dass eher geringe digitale 

Kompetenzen bei Frauen häufiger verbreitet sind als bei Männern. 

Die Kategorien der Omnibus-Erhebung IKT decken jedoch nicht alle Personen ab, die sich in der digita-

len Welt schlecht zurechtfinden. In erster Linie sind Menschen mit Behinderungen36 ebenfalls als – 

wenn auch heterogene – Risikogruppe zu betrachten sind. In der Schweiz lebt circa ein Fünftel der 

Bevölkerung37 mit einer Behinderung im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes38. Unter gewis-

sen Aspekten kann die digitale Transformation diesen Menschen das Leben erleichtern. Voraussetzung 

hierfür ist jedoch, dass diese Transformation so gestaltet wird, dass den unterschiedlichen Lebenssitu-

ationen dieser Personengruppe Rechnung getragen wird. Etwas, was nicht immer der Fall ist.39 Im Alltag 

sind digitale Hilfsmittel häufig nicht systematisch auf ihre spezifischen Bedürfnisse zugeschnitten und 

werden so statt zu einer Chance zum Hindernis. In solchen Fällen ist die digitale Ausgrenzung nicht auf 

einen fehlenden Zugang oder fehlende Kompetenzen zurückzuführen, auf die die Nutzerin oder der Nut-

zer möglicherweise Einfluss nehmen könnten, sondern auf mangelnde Barrierefreiheit. Dieses Defizit 

können nur die Anbieterinnen und Anbieter digitaler Dienstbeheben. Schliesslich können auch Personen 

für die Herausforderungen der digitalen Welt schlecht gewappnet sein, auf die die gesetzliche Definition 

einer Person mit Behinderung nicht zutrifft. Dabei geht es insbesondere um Personen mit Neurodiver-

genzen oder mit Lernstörungen, die sich nicht der Kategorie der Personen mit Behinderung zuordnen 

lassen (oder die das nicht wollen). Auch ihre Inklusion hängt eher von Massnahmen zur digitalen Barri-

erefreiheit als von Bildungsangeboten ab. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass sich diese Gruppen mitnichten klar voneinander abgrenzen lassen. 

Personen, die sich mit der digitalen Welt schwertun, sind häufig von mehreren Vulnerabilitäten gleich-

zeitig betroffen und fallen somit unter mehrere Kategorien. Personen mit einem tiefen Bildungsstand 

üben häufig gering qualifizierte Tätigkeiten aus und sind häufiger armutsbetroffen. Man sollte sich stets 

vor Augen halten, dass in jeder dieser Risikogruppen nur einige Personen von der Problematik betroffen 

sind. Jemand kann also statistisch gesehen einer oder mehrerer dieser Risikogruppen angehören und 

dennoch über sehr gute digitale Kompetenzen verfügen. Die Anzahl der gefährdeten Personen ent-

spricht nicht der Summe der Personen, die einer oder mehreren der identifizierten Gruppen angehören. 

Darüber hinaus kann der Begriff der «digitalen Kluft» den Eindruck erwecken, dass es eine klare Trenn-

linie zwischen Personengruppen gibt, die digital affin sind, und jenen, die nicht mithalten können oder 

Gefahr laufen, «abgehängt» zu werden. Tatsächlich weisen die betroffenen Personen sehr unterschied-

liche Profile auf und sind über die Gesamtbevölkerung hinweg vertreten. 

 

36 Angesichts der begrenzten Grösse der im Rahmen der Omnibus-Erhebung IKT befragten Bevölke-
rungsstichprobe (3000 Haushalte/Einzelpersonen) kann diese Personengruppe nicht als eigene Kate-
gorie berücksichtigt werden. 
37 www.bfs.admin.ch > Statistiken > Wirtschaftliche und soziale Situation der Bevölkerung > Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderungen > Menschen mit Behinderungen  
38 SR 151.3 - Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die Beseitigung von Benachteiligungen von 
Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG) 
39 Karen Dijkstra, L’inclusion numérique dans les prestations publiques, Master-Arbeit in Advanced 
Studies am IDHEAP, 2026  
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Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, dass es Menschen gibt, die bewusst auf die Nutzung digi-

taler Hilfsmittel verzichten, obwohl sie dazu in der Lage wären. Diese „freiwilligen Nichtnutzer“ lassen 

sich statistisch nicht erfassen, und ihre Beweggründe sind bislang kaum untersucht worden. Tatsäch-

lich unterscheiden Umfragen in der Regel nicht zwischen den Ursachen für die Nichtnutzung (man-

gelnde Kompetenzen oder Möglichkeiten bzw. bewusste Ablehnung). Das knappe Ergebnis des Refe-

rendums über die Einführung der E-ID scheint jedoch darauf hinzudeuten, dass ein Teil der Bevölke-

rung Vorbehalte gegenüber digitalen Angeboten hat, insbesondere gegenüber Online-Behördendiens-

ten. 

4 Bestehende Programme und Massnahmen 
Gemäss den Digitalisierungsstrategien des Bundes müssen Bund und Kantone durch das Ergreifen ge-

zielter Massnahmen dafür sorgen, dass die gesamte Bevölkerung von der digitalen Transformation pro-

fitiert. Die Bundesverwaltung kann eigene Massnahmen umsetzen oder Massnahmen der Kantone oder 

nichtstaatlicher Akteure (mit-)finanzieren. Das vorliegende Kapitel enthält eine Bestandesaufnahme die-

ser Massnahmen, die sich im Wesentlichen in zwei Kategorien gliedern lassen: Die erste Kategorie be-

trifft die Nutzerinnen und Nutzer. Ziel dieser Massnahmen ist es, ihre Fähigkeiten durch Aus- und Wei-

terbildung zu stärken. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass digitale Kompetenzen 

stets auf umfassenderen Grundfertigkeiten basieren, etwa auf Lese- und Schreibkompetenzen sowie 

Problemlösungsfähigkeiten. Schliesslich geht es bei digitalen Technologien vor allem um Geschriebe-

nes, Bilder und Strukturen, die es zu verstehen und zu beherrschen gilt40. Massnahmen, die diese Kom-

petenzen in der analogen Welt stärken, tragen indirekt zur Stärkung der digitalen Kompetenzen bei. Die 

zweite Massnahmenkategorie adressiert die Anbieterinnen und Anbieter digitaler Dienste. Ihr Ziel ist 

es, der Vielfalt der Nutzerschaft bestmöglich Rechnung zu tragen und Barrieren bereits bei der Konzep-

tion der Dienste zu beseitigen («Barrierefreiheit by Design»), um deren Nutzbarkeit zu erleichtern. 

In diesem Bericht werden ausschliesslich Massnahmen von nationaler Tragweite berücksichtigt, die 

vom Bund und/oder den Kantonen initiiert oder unterstützt werden. 

4.1. Massnahmen zur Unterstützung der Nutzerinnen und Nutzer 

Unabhängig davon, welche Bevölkerungsgruppe man betrachtet, ist Bildung stets der zentrale Hebel, 

um die Kompetenzen einer Person zu stärken. Weiterbildung ist unerlässlich, damit Menschen mit dem 

rasanten Tempo der Veränderungen, die die digitale Transformation im Verlauf ihres Lebensverursacht, 

Schritt halten können. Der frühzeitige Erwerb von Kompetenzen ist von zentraler Bedeutung, da sich 

solche frühzeitig erworbenen Kompetenzen häufig tief im Bewusstsein verankern und die Grundlagen 

für den weiteren Aufbau von Kenntnissen legen. Aus diesem Grund ist digitale Bildung auf allen Ebenen 

des Bildungssystems in Lehrplänen und Studiengängen aufgenommen worden. Ziel ist es, alle Schüle-

rinnen und Schüler mit den Kompetenzen auszustatten, die sie benötigen, um unbeschränkt am Leben 

in einer digitalen Gesellschaft teilnehmen zu können. 

Nach der obligatorischen Schule trägt jeder einzelne Mensch die Verantwortung für seine Weiterbil-

dung. Aber auch die Unternehmen stehen in der Pflicht, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim Er-

werb und bei der Festigung der Kompetenzen zu födern, die die Voraussetzungen für künftigen Erfolg 

schaffen.41 Die öffentliche Hand wiederum kann, ausgehend vom Grundsatz, dass eine gut ausgebil-

dete Bevölkerung wesentliche Voraussetzung für anhaltenden und wachsenden Wohlstand des ge-

samten Landes ist, subsidiär tätig werden und sowohl Einzelpersonen als auch Unternehmen durch 

 

40 Gemäss pro infirmis haben in der Schweiz 800'000 Menschen Schwierigkeiten einen Text zu verste-
hen (https://www.buero-leichte-sprache.ch/index.html) 
41 SR 419.1 - Bundesgesetz vom 20. Juni 2014 über die Weiterbildung (WeBiG), Art. 5 
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staatliche Massnahmen und Fördermittel unterstützen. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass nach Arti-

kel 8 des Bundesgesetzes über die Weiterbildung (WeBiG)42 bei der von Bund und Kantonen unter-

stützten Weiterbildung der Chancengleichheit Rechnung zu tragen ist. 

Im Anschluss an die Darstellung der allgemeinen Massnahmen zur Förderung der Ausbildung – insbe-

sondere durch Festlegung der Grundbildungslehrpläne – sowie der Weiterbildung werden die vorhande-

nen Massnahmen beschrieben, die sich gezielt an bestimmte Zielgruppen richten. 

4.1.1. Massnahmen im Bereich der Aus- und Weiterbildung 

Den Anfang machen die allgemeinen Bildungsmassnahmen, die sich an die Gesamtbevölkerung rich-

ten, unabhängig von der Zugehörigkeit zu einer oder mehreren der identifizierten Risikogruppen.  

Auf Ebene der obligatorischen Schule, die in die Zuständigkeit der Kantone fällt, stützt sich die digitale 

Bildung auf drei Säulen: die angemessene Nutzung der Werkzeuge, die Einführung in die Informatik und 

die Medienkompetenz.43 So trägt die digitale Bildung unter anderem zur Entwicklung bereichsübergrei-

fender Fähigkeiten bei wie etwa der Fähigkeit zur Kooperation, zur Kommunikation, zu kreativem Den-

ken oder zu einem reflexiven Vorgehen. Letzteres ermöglicht, insbesondere durch die Förderung kriti-

schen Denkens, einen distanzierten Umgang mit Informationen und Daten. 

Im Bereich der Bildung verfügt der Bund über Kompetenzen für die Sekundarstufe II und die Tertiär-

stufe. Auf der Ebene Gymnasium haben der Bundesrat und die schweizerische Konferenz der kantona-

len Erziehungsdirektorinnen und -direktoren EDK44 2018 beschlossen, Informatik als obligatorisches 

Fach einzuführen. Seit dem Schuljahr 2022 belegen schweizweit alle Schülerinnen und Schüler an Gym-

nasien Informatik als obligatorisches Fach. 

Bei der Überarbeitung der beruflichen Grundbildungen werden die Anforderungen der Digitalisierung 

konsequent berücksichtigt und fliessen in die entsprechenden Bildungserlasse ein. Zusätzlich entstehen 

stets auch neue Berufe, die den neuen technischen und digitalen Anforderungen gerecht werden. Im 

Rahmen der verbundpartnerschaftlich organisierten Initiative «Berufsbildung 2030»45 werden verschie-

dene Digitalisierungsprojekte entwickelt, darunter die «Orientierungshilfe digitale Transformation in der 

beruflichen Grundbildung»46. 

Für die Schweizer Hochschulen hat ihre Dachorganisation swissuniversities die Gestaltung und Be-

wältigung des digitalen Wandels als eines der strategischen Ziele für 2021–2024 wie auch für 2025–

2028 definiert.47 Im Bereich der Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH) stellt die verant-

wortungsvolle digitale Transformation einen strategischen Schwerpunkt für den Zeitraum 2025-2028 

dar.48 Darüber hinaus hat die Schweizerische Hochschulkonferenz mittels projektgebundener Bei-

träge49 in den vorangegangenen BFI-Perioden50 sowie im Zeitraum 2025–2026 Digitalisierungsinitiativen 

an den Schweizer Hochschulen unterstützt, insbesondere in den Bereichen der Digitalisierung der Lehre 

und der Open Science. 

 

42 SR 419.1 - Bundesgesetz vom 20. Juni 2014 über die Weiterbildung (WeBiG), Art. 8 Verbesserung 
der Chancengleichheit 
43 Vgl. «Lehrplan21» (https://v-fe.lehrplan.ch/), inbesondere das Modul «Medien und Informatik»; Plan 
d’études romand «éducation numérique», (www.plandetudes.ch); Piano di studio (Tessiner Lehrplan) 
(https://scuolalab.edu.ti.ch/), ambito «Piano di studio Tecnologie e media (ti.ch)».  
44 https://www.edk.ch/de  
45 https://formationprofessionnelle2030.ch 
46 https://formationprofessionnelle2030.ch > Orientierungshilfe digitale Transformation in der berufli-
chen Grundbildung und https://berufsentwicklung.swiss/fr/liste-des-documents/ 
47 www.swissuniversities.ch > Themen > Hochschulpolitik > Strategie und Planung 
48  https://ethrat.ch/ > ETH-Bereich> Strategische Schwerpunkte für den ETH-Bereich - ETH-Rat 
49 https://shk.ch > Thèmes > Contributions liées à des projets 
50 Das Akronym BFI steht für Bildung, Forschung und Innovation 
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In der BFI-Periode 2013–201651 setzte der Verbund der Akademien der Wissenschaften der Schweiz 

im Auftrag der SBFI ein Mandat zur Nachwuchsförderung in MINT (Mathematik, Informatik, Natur- 

und Technikwissenschaften) um.52 Ausserschulische Zusatzangebote zur Motivation und Sensibilisie-

rung von Jugendlichen sowie die Vernetzung der Akteure bleiben ebenso zentrale Bestandteile des 

Mandats wie die Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der Kantone (Generalsekretariat der 

EDK) und des Bundes (SBFI). So unterhält der Verbund der Akademien unter anderem eine Platt-

form53 mit Informationen zu den Bildungsangeboten in den MINT-Fächern und organisiert Koordinati-

onstreffen zwischen den verschiedenen Akteuren. 

Die regelmässige Berichterstattung des Verbundes der Akademien der Wissenschaft der Schweiz an 

das SBFI, in der die unterstützten Projekte detailliert aufgeführt sind, ermöglicht eine Überprüfung der 

zweckmässigen Verwendung der öffentlichen Mittel. Die Bilanzen für die Periode 2021‒2024 zeigen, 

dass die Schulen die ausserschulischen Angebote schätzen und dass Projektkonsortien mit Partnern 

aus mehreren Regionen effizient sind. Die Akademien überprüfen auch die Qualität der Projekte von 

Institutionen mit überregionaler Bedeutung und tragen so dazu bei, deren Sichtbarkeit zu erhöhen und 

zusätzliche Mittel (z. B. Sponsorengelder) zu erhalten. Diese Institutionen betonen, dass das MINT-Man-

dat die Erforschung neuer Themen und die Realisierung neuer Ausstellungen fördert. Ein Schlussbericht 

zur Auswertung der in der Periode 2021-2024 unterstützten Tätigkeiten ist derzeit in Arbeit. Darüber 

hinaus werden alle zwischen 2013 und 2025 unterstützten Projekte derzeit einer Evaluierung unterzo-

gen. 

Der Bund setzt sich gemeinsam mit den Kantonen dafür ein, Erwachsenen den Erwerb und den Erhalt 

von Grundkompetenzen54 zu ermöglichen. Hierzu zählen auch digitale Kompetenzen. Das Bundesge-

setz über die Weiterbildung (WeBiG)55 sieht zu diesem Zweck Finanzhilfen an die Kantone vor (Art. 16 

WeBiG). Die Kantone entwickeln kantonale Programme zur Förderung der Grundkompetenzen Er-

wachsener. Das SBFI unterstützt diese Programme in Höhe von maximal 50 % der anfallenden Kosten. 

Aktuell erhalten 23 Kantone finanzielle Unterstützung vom SBFI. Im September 2025 hat das SBFI einen 

Bericht über die Massnahmen der Kantone zur Förderung der Grundkompetenzen Erwachsener veröf-

fentlicht.56 Dieser Bericht bietet einen Überblick über die Massnahmen, nimmt eine Kategorisierung vor 

und gibt Empfehlungen für vertiefte Analysen ab. Die kantonalen Programme beinhalten insbesondere 

zahlreiche Bildungsmassnahmen, die der Bevölkerung kostenlos oder zu sehr tiefen Preisen zur Verfü-

gung gestellt werden. So soll verhindert werden, dass finanzielle Schwierigkeiten eines Teils der Ziel-

gruppe den Zugang zu den Grundkompetenzen erschweren. 

Gestützt auf Artikel 12 WeBiG kann das SBFI an Organisationen der Weiterbildung zudem Finanz-

hilfen57 für systemische Massnahmen gewähren, insbesondere im Bereich der Sensibilisierung der Be-

völkerung für die Notwendigkeit lebenslangen Lernens. Ein Teil der derzeit unterstützten Organisatio-

nen ist in der Förderung der Grundkompetenzen Erwachsener aktiv. Die Unterstützung des SBFI be-

trägt höchstens 60 % der Kosten der jeweiligen Massnahme.  

 

51 https://academies-suisses.ch > Themen und Aufgaben > MINT-Förderung > MINT 2013–2016 
52 www.sbfi.admin.ch > Bildung > Bildungsraum Schweiz > Transversale und stufenübergreifende The-
men > MINT-Förderung 
53 https://www.satw.ch/fr/educamint 
54 www.sbfi.admin.ch > Bildung > Berufs- und Weiterbildung > Weiterbildung > Grundkompetenzen Er-
wachsener 
55 SR 419.1 - Bundesgesetz vom 20. Juni 2014 über die Weiterbildung (WeBiG) 
56 www.sbfi.admin.ch > Bildung > Berufs- und Weiterbildung > Weiterbildung > Grundkompetenzen Er-
wachsener > Kantonale Programme 
57 www.sbfi.admin.ch > Bildung > Berufs- und Weiterbildung > Weiterbildung > Förderung der Organi-
sationen der Weiterbildung 
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4.1.2. Massnahmen zur Arbeitsmarktintegration 

Bund und Kantone setzen gemeinsam eine Reihe von Massnahmen zur Schliessung von Kompetenz-

lücken sowie zur Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit um. Diese Massnahmen sind für bestimmte 

der oben identifizierten Risikogruppen von besonderer Bedeutung. 

Über das Programm «Einfach besser! ... am Arbeitsplatz»58 unterstützen Bund und bestimmte Kan-

tone seit 2018 Betriebe, die die Grundkompetenzen59 ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stärken 

möchten. Das Programm wird vom SBFI verwaltet, welches in den Betrieben kurze Weiterbildungen (20-

40 Kursstunden) im Bereich Grundkompetenzen bezuschusst. Einige Kantone fördern darüber hinaus 

vergleichbare Weiterbildungen, die nicht alle SBFI-Kriterien erfüllen. Eine im Jahr 2020 durchgeführte 

Evaluierung des Programms «Einfach besser!... am Arbeitsplatz» hat ergeben, dass die Massnahme gut 

angenommen wird und dass die Teilnehmenden von ihr profitieren. Zu diesem Zeitpunkt war das Pro-

gramm bei den Betrieben (Zielgruppe) noch zu wenig bekannt. Die Massnahmen, die dem Programm 

zu mehr Bekanntheit verhelfen sollen, konzentrieren sich derzeit auf Betriebe aus Branchen, die traditi-

onell eher gering qualifiziertes Personal beschäftigen (Hotellerie, Gastronomie, Logistik, Baugewerbe 

usw.). 

Der Bund unterstützt die Integration auf dem Arbeitsmarkt über die öffentliche Arbeitsvermittlung (öAV) 

und die Arbeitslosenversicherung (ALV). So können anspruchsberechtigte Stellensuchende für ihre ra-

sche Wiedereingliederung60 arbeitsmarktliche Massnahmen (AMM) in Anspruch nehmen. Zu diesen 

Massnahmen zählen insbesondere Bildungsmassnahmen.61  

Um den Bedarf an Aus- und Weiterbildung zu ermitteln, der für eine rasche und nachhaltige Wiederein-

gliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist, setzt die Arbeitslosenversicherung auf einen individuellen 

Ansatz und nicht auf ein starres Verfahren für bestimmte Zielgruppen. In diese Beurteilung fliessen Kri-

terien wie nicht mehr zeitgemässe Qualifikationen und Kompetenzlücken ein. 

Für die Umsetzung sind die Kantone zuständig. Sie passen die Bildungsmassnahmen laufend62 an die 

Bedürfnisse der Stellensuchenden und der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber an, insbesondere im Hin-

blick auf den technologischen Wandel und die Digitalisierung. Bei Bedarf erweitern die Kantone ihr An-

gebot auf von ihnen identifizierte Personengruppen (z. B. Frauen, ältere Stellensuchende usw.). 

Im Rahmen des Impulsprogramms zur Wiedereingliederung von erschwert vermittelbaren und älteren 

Arbeitslosen63 haben die Kantone verschiedene Projekte durchgeführt, von denen einige die Entwicklung 

arbeitsmarktlicher Massnahmen zur Förderung digitaler Kompetenzen zum Gegenstand hatten. Diese 

Projekte wurden evaluiert und die aus dieser Evaluierung gewonnenen Erkenntnisse fliessen in die Um-

setzung der «Strategie der öffentlichen Arbeitsvermittlung 2030» (Strategie öAV 2030) ein. Eines der 

Ziele dieser Strategie besteht darin, die Möglichkeiten für Ausbildungen, Weiterbildungen und berufliche 

Umorientierungen von Stellensuchenden mit arbeitsmarktlich indiziertem Qualifikationsbedarf zu verbes-

sern. 

 

58 https://www.einfach-besser.ch/betriebe/ 
59 Gemäss Art. 13 WeBiG («Grundkompetenzen Erwachsener»), der insbesondere die Anwendung 
von Informations- und Kommunikationstechnologien umfasst (AS 2016 689) 
60 Die AAM sind in Art. 28 AVG (Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih, 
SR 823.11) und insbesondere in Art. 59 ff. AVIG (Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslosen-
versicherung und die Insolvenzentschädigung, SR 837.0) geregelt. 
61 Für eine Übersicht über alle Arten von Massnahmen sowie weiterführende Informationen zu den ar-
beitsmarktlichen Massnahmen vgl. www.travail.swiss/de > Stellensuchende > Arbeitslosigkeit > Ar-
beitsmarktliche Massnahmen 
62 Art. 60 AVIG 
63 www.arbeit.swiss > Informationszentrum > Projekte und Massnahmen > Bundesmassnahmen zur 
Förderung des inländischen Arbeitskräftepotenzials    
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4.1.3. Massnahmen zur Unterstützung von Personen mit Migrationshintergrund oder von an-

derssprachigen Personen 

Personen mit Migrationshintergrund stellen eine besonders heterogene Bevölkerungsgruppe dar. Unter-

schieden wird hier in erster Linie zwischen Personen aus dem Asylbereich (Flüchtlinge, vorläufig Aufge-

nommene [VA/FL]) und Personen, die zum Zweck der Erwerbstätigkeit oder im Rahmen des Familien-

nachzugs eingewandert sind. Personen mit Asylhintergrund verfügen häufiger über eine Qualifikations-

stufe unterhalb der Sekundarstufe II. Das Staatssekretariat für Migration (SEM) wird im Rahmen der 

spezifischen Integrationsförderung, insbesondere in den Bereichen Bildung und Arbeitsmarkt, ergän-

zend und subsidiär zu den Regelstrukturen tätig. 

Zu den dem SEM zur Verfügung stehenden Instrumenten zählen einerseits die kantonalen Integrati-

onsprogramme (KIP)64, die sieben Förderbereiche umfassen, darunter «Sprache» und «Ausbildungs- 

und Arbeitsmarktfähigkeit», und andererseits Bundesprogramme wie die Integrationsvorlehre (IN-

VOL)65 sowie mehrere weitere Programme oder Projekte im IKT-Bereich. Diese Programme beinhalten 

verschiedene spezifische Angebote zur Förderung der Integration und des Erwerbs von Grundkompe-

tenzen, zu denen auch digitale Kompetenzen gehören. Die Programme von nationaler Bedeutung 

(PnB)66, die der Förderung der Innovation, Entwicklung und Qualitätssicherung im Integrationsbereich 

dienen, können in bestimmten Fällen auch Bezüge zum digitalen Bereich aufweisen. 

Die Kantonalen Integrationsprogramme (KIP) werden von den Kantonen umgesetzt und vom Bund und 

den Kantonen kofinanziert, wobei der Beitrag der Kantone nicht unter dem Bundesbeitrag liegen darf. 

Im Rahmen der Integrationsagenda Schweiz (IAS) zahlt der Bund den Kantonen pro vorläufig aufge-

nommener Person und pro anerkanntem Flüchtling eine einmalige Integrationspauschale, um Integrati-

onsmassnahmen, insbesondere im sozialen und beruflichen Bereich, zu fördern. 

Bund und Kantone haben für die Integrationsagenda Schweiz fünf verbindliche Wirkungsziele vereinbart 

und das SEM mit der Umsetzung eines Monitorings zur Überprüfung der Zielerreichung beauftragt. Das 

Monitoring basiert auf mehreren Elementen, darunter den von den Kantonen bereitgestellten Kennzah-

len, den Daten zur Bildungssituation (LABB-Daten) und zur Erwerbssituation vorläufig aufgenommener 

Personen und anerkannter Flüchtlinge (ZEMIS-Daten) sowie ergänzenden Studien und Forschungsar-

beiten. Die Daten werden ohne spezifische Differenzierung erhoben. Es ist daher nicht möglich, die Teil-

nahme an Weiterbildungen im digitalen Bereich zu messen. 

4.1.4. Massnahmen für ältere Menschen 

Im Bereich Alter unterstützt das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) gesamtschweizerisch tä-

tige gemeinnützige private Organisationen, die Aufgaben für ältere Menschen wahrnehmen, mit Fi-

nanzhilfen.67 Diese Finanzhilfen sollen dazu beitragen, dass ältere Menschen möglich lange autonom 

und selbstständig leben können. Unterstützt werden insbesondere die von Pro Senectute angebotenen 

Kurse in den Bereichen Informatik und Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien 

(Pro Senectute Bildung68). Der Zugang vulnerabler Personen zum gesamten Kursangebot (nicht nur 

zu den IKT-Kursen) war im Jahr 2023 Gegenstand einer Evaluierung69. 

Pro Senectute untersucht das Nutzungsverhalten von älteren Menschen alle fünf Jahre anhand der 

Studie Digital Seniors70. Soziale Ungleichheiten in der Digitalisierung sind ein Aspekt dieser Studie. 

Hierbei handelt es sich um eine Massnahme, die älteren Menschen nicht direkt zugutekommt. Indirekt 

 

64 www.sem.admin.ch > Integration und Einbürgerung > Integrationsförderung > Kantonale Integrati-
onsprogramme und Integrationsagenda; und www.kip-pic.ch 
65 www.sem.admin.ch > Integration und Einbürgerung > Innovation im Integrationsbereich >Integrati-
onsvorlehre 
66 www.sem.admin.ch > Integration und Einbürgerung > Innovation im Integrationsbereich 
67 Gemäss SR 831.10 – Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHVG), Art. 101 bis (Beiträge zur Förderung der Altershilfe) 
68 www.prosenectute.ch > Dienstleistungen > Aktivitäten > Bildung 
69 Nicht veröffentlichte Evaluierung, auf Nachfrage erhältlich 
70 www.prosenectute.ch > Fachwelt > Grundlagen > Studien > Digital Seniors 2025 
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nützt sie ihnen jedoch insofern, als sie ein besseres Verständnis ihrer Bedürfnisse, was eine entspre-

chende Anpassung der politischen Massnahmen zu ihren Gunsten ermöglicht. 

Der Schweizerischen Seniorinnen- und Seniorenrat (SSR)71, Beratungsorgan des Bundesrats, das 

die Anliegen der älteren Menschen vertritt, erhält für seine Arbeit Finanzhilfen des BSV. Eine seiner 

Arbeitsgruppen befasst sich mit dem Thema «Informations- und Kommunikationstechnologie»72. Erklärte 

Ziele sind: «Anschluss der älteren Bevölkerung an die neuen Technologien, Integration in die elektroni-

schen Kommunikationsnetze, Barrierefreiheit, Einsatz der neuen Technologien zur Unterstützung des 

Lebens älterer Menschen.» 

Für ältere Menschen kann der sachgemässe Umgang mit digitalen Hilfsmitteln eine Herausforderung 

darstellen, die spezifische Unterstützung erfordert. Dabei bieten digitale Lösungen wie Hausnotruf oder 

vernetzte medizinische Geräte gerade dieser Bevölkerungsgruppe zahlreiche Vorteile, da sie dazu bei-

tragen können, ihre Selbstständigkeit und Unabhängigkeit möglichst lange zu erhalten. Das europäi-

sche Programm Active Assisted Living AAL73, an dem sich Innosuisse aktiv beteiligt, unterstützt meh-

rere Projekte in diesem Bereich. AAL-Projekte befassen sich insbesondere mit sozialer Inklusion, dem 

Zugang zu Online-Diensten, Mobilität und der Bewältigung des Alltags mittels IKT-basierter innovativer 

Lösungen. 

4.1.5. Massnahmen zur Förderung der Geschlechtergleichstellung 

Im Rahmen des der digitalen Transformation gewidmeten nationalen Forschungsprogramms PNR7774 

wurden die Auswirkungen der digitalen Technologie auf unsere Art, zu arbeiten und private und politische 

Entscheidungen zu treffen, untersucht. Eines der Projekte mit dem Titel «Der Schweizer Arbeitsmarkt 

in der digitalen Transformation»75 hat ergeben, dass Frauen weniger in digitale Kompetenzen inves-

tieren als Männer und sich die Kluft dadurch zwischen den Geschlechtern vertieft. Dies ist gemäss der 

Studie auf drei Gründe zurückzuführen: Frauen unterschätzen den Nutzen digitaler Kompetenzen sowie 

die Anforderungen an digitale Kompetenzen und meiden Jobs, in denen solche Kompetenzen besonders 

gefragt sind.76 

Im Rahmen des MINT-Mandats (siehe Kapitel 4.1.1 oben) legt das SBFI bei der Förderung von MINT-

Kompetenzen bei Jugendlichen einen besonderen Schwerpunkt auf die Gleichstellung der Geschlechter. 

Darüber hinaus gewährt das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG 

Finanzhilfen77 in Höhe von rund 4 Millionen Franken pro Jahr für innovative Projekte zur Förderung der 

Gleichstellung von Frau und Mann im Berufsleben (Finanzhilfen zur Unterstützung der Projekte).78 

Im digitalen Bereich kann das EBG beispielsweise Projekte unterstützen, die Geschlechterstereotype in 

der Arbeitswelt thematisieren oder darauf abzielen, der Untervertretung von Frauen in MINT-Berufen 

sowie in bestimmten Funktionen und Führungsebenen entgegenzuwirken. Darüber hinaus kann es Pro-

jekte unterstützen, die eine breit gefächerte, offene Berufswahl fördern, sowie Projekte, die darauf ab-

zielen, Geschlechterstereotype zu überwinden und dadurch den Zugang von Mädchen zu digitalen Be-

rufen sowie ihr Interesse an einer solchen Berufswahl zu fördern. In diesem Rahmen können die teilneh-

menden Frauen und Mädchen indirekt einen Einblick in die digitale Welt gewinnen 

 

71 https://ssr-csa.ch/ 
72 https://ssr-csa.ch/ > Über uns > Organe > Arbeitsgruppen 
73 www.aal-europe.eu 
74 www.nfp77.ch/fr 
75 https://www.nfp77.ch/de/9gY9FBhmypHUtF1F/news/digitale-transformation-und-arbeitsmarkt-frauen-
laufen-gefahr-in-rueckstand-zu-geraten 
76 Zu diesem Thema vgl. auch: www.bfs.admin.ch > Statistiken > Kultur, Medien, Informationsgesell-
schaft, Sport > Informationsgesellschaft > Strategieindikatoren > Bildung und Kompetenzen > IKT-Spe-
zialistinnen und -Spezialisten > Publikation  
77 Gemäss SR RS 151.1 - Bundesgesetz vom 24. März 1995 über die Gleichstellung von Frau und 
Mann (Gleichstellungsgesetz, GIG), insbesondere Art. 14 (Förderungsprogramme) 
78 https://projektsammlung.ch/finanzhilfen-erwerbsleben/ 
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Der Aktionsplan der Gleichstellungsstrategie 203079 enthält zudem mehrere Massnahmen zur Erhö-

hung des Frauenanteils in den MINT-Bereichen. Für ihre Finanzierung sind die jeweils zuständigen 

Stellen verantwortlich. 

4.2. Massnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit 

Wenn man möglichst viele Menschen von den Vorteilen der digitalen Transformation profitieren lassen 

will, empfiehlt es sich, möglichst früh anzusetzen, nämlich bereits beim Design und bei der Entwicklung 

der digitalen Dienste. Man sollte diese Dienste so gestalten, dass sie einem möglichst breiten Spektrum 

von Nutzerinnen und Nutzern zugänglich sind. Konkret geht es dabei um Massnahmen im Bereich der 

E-Accessibility sowie um Massnahmen zur Förderung eines universellen Designs digitaler Hilfsmittel, 

das der Vielfalt der Fähigkeiten und Kompetenzen der Nutzerinnen und Nutzer von Beginn an Rechnung 

trägt. Zu diesem Zweck kann der Staat Gesetze erlassen und Standards wie die in Kapitel 2 oben ge-

nannten vorgeben oder fördern. 

Wichtigste Zielgruppe dieser Massnahmen sind Menschen mit Behinderungen. Die Bemühungen von 

Anbietern oder Behörden, ihre Dienste für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu machen, kom-

men jedoch in der Regel auch zahlreichen anderen Bevölkerungsgruppen zugute.  

4.2.1. Massnahmen im Bereich der E-Accessibility für Menschen mit Behinderungen 

Menschen mit Behinderungen bietet die Digitalisierung zahlreiche Chancen. Sie ermöglicht vielen von 

ihnen die Nutzung von Diensten, die ihnen sonst nicht unbedingt zugänglich wären, und kann die durch 

bestimmte Behinderungen bedingten Nachteile ausgleichen. Ein zentraler Vorteil der Digitalisierung be-

steht darin, dass sie Inhalte für Menschen zugänglich macht, die zuvor davon ausgeschlossen waren 

(z. B. Vorlesefunktion, Anpassbarkeit der Anzeigegrösse sowie automatische Übersetzungen und Zu-

sammenfassungen). Es geht also insbesondere darum, digitale Dienste barrierefrei zu gestalten, indem 

man sie auf die spezifischen Bedürfnisse abstimmt, die sich aus der jeweiligen Art von Behinderung 

ergeben (z. B. Blindheit, Taubheit usw.). Diese Barrierefreiheit stellt im Übrigen eine rechtliche Verpflich-

tung dar.80 

Schwerpunkt der Behindertenpolitik 2023–2026 des Bundesrats ist im Übrigen das Thema «Digitale 

Inklusion und Dienstleistungen»81. Diese Politik wird vom Eidgenössischen Büro für die Gleichstellung 

von Menschen mit Behinderungen (EBGB) geleitet und zusammen mit den Akteuren der öffentlichen 

Verwaltungen, der Zivilgesellschaft und Wirtschaft umgesetzt. Das Schwerpunktprogramm «Dienstleis-

tungen und digitale Inklusion» verfolgt bis 2026 drei Ziele: den Aufbau eines Netzwerks zur digitalen 

Inklusion (siehe ADIS im nachstehenden Abschnitt), die Verbesserung des Zugangs zu Dienstleistun-

gen, die die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, sowie die Verbesserung der Zugänglichkeit des digitalen 

Leistungsangebots, insbesondere der Zugänglichkeit von Informationen. Die unterschiedlichen Mass-

nahmen der Behindertenpolitik werden am Ende jedes Zyklus einer internen Evaluierung unterzogen 

(die nächste Evaluierung ist für Ende 2026 geplant). 

Das EBGB gehört zu den Gründungsmitgliedern der 2024 ins Leben gerufenen Allianz Digitale Inklu-

sion Schweiz (ADIS)82, die das Ziel der digitalen Teilhabe für alle verfolgt. ADIS ist ein Verein, der 

sich grösstenteils durch die Beiträge seiner 75 Mitglieder finanziert, darunter Unternehmen, Behörden, 

Bildungs- und Forschungseinrichtungen, Verbände sowie weitere Akteure, denen digitale Inklusion ein 

Anliegen ist. Die ADIS versteht sich insbesondere als Plattform für Austausch und Zusammenarbeit. 

Ihre Arbeit konzentriert sich auf fünf Tätigkeitsbereiche: Vernetzung, Analyse (Monitoring technischer 

Entwicklungen sowie der Zugänglichkeit [Accessibility]), die Formulierung von Rahmenbedingungen für 

die digitale Inklusion, Orientierung in Form von Beratungs- und Informationstätigkeiten und Information. 

 

79 www.egalite2030.ch 
80 Siehe Kapitel 2.1. 
81 www.ebgb.admin.ch > Themen der Gleichstellung > Schwerpunkt «Digitale Inklusion und Dienstleis-
tungen» 
82 www.adis.ch  
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Sie stützt sich insbesondere auf die Arbeit von Fachgruppen in den Bereichen „Forschung und Bil-

dung“, „digitale Grundkompetenzen“ und „digitale Barrierefreiheit“. ADIS verfolgt das Ziel, Standards 

und Best Practices im Bereich der digitalen Inklusion zu fördern, ist jedoch nicht mit verbindlicher 

Rechtssetzungsbefugnis ausgestattet. Ihr Einfluss hängt von Grad des Engagements ihrer Mitglieder 

ab. 

4.2.2. Massnahmen für armutsgefährdete und -betroffene Personen 

Im Bereich der digitalen Kluft bilden armutsgefährdete und -betroffene Personen eine spezielle Risiko-

gruppe. Armut geht nämlich häufig mit einem niedrigen Bildungsniveau und/oder geringen beruflichen 

Qualifikationen einher. (Weiter-) Bildungsmassnahmen sind daher besonders wichtig (siehe Kap. 4.1.1). 

Häufig besteht die grösste Herausforderung darin, die betroffenen Personen zu erreichen und sie zur 

Teilnahme an solchen Massnahmen zu bewegen. 

Allerdings existieren im digitalen Bereich keine Programme oder Projekte, die armutsgefährdete oder -

betroffene Personen gezielt ansprechen. Es gibt jedoch Massnahmen, die sich an Institutionen richten, 

die diese Personen unterstützen, und die man daher als Massnahmen zur Verbesserung der Zugäng-

lichkeit betrachten kann (indirekter Nutzen). 

Im Rahmen des Nationalen Programms gegen Armut (2014–2018) wurde ein Faktenblatt für Organisa-

tionen erarbeitet, die Menschen mit Armutserfahrung Informationen online zur Verfügung stellen. Online 

bereitgestellt Informations- und Beratungsangebote verfehlen nämlich ihren Zweck, wenn die Zielgruppe 

sie nicht kennt. Das Faktenblatt «Online-Informationen für armutsbetroffene Menschen»83 dient als 

Orientierungshilfe und enthält Empfehlungen für die Evaluierung und Optimierung der Zugänglichkeit 

solcher Websites. Es enthält Best-Practices-Beispiele und eine Checkliste und geht auf die Kriterien ein, 

die bei der Anpassung von Websites an die Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer zu beachten sind. 

Diese Empfehlungen basieren auf einer Studie84, die die Berner Fachhochschule im Rahmen des Nati-

onalen Programms gegen Armut realisiert hat. 

Das BSV und die nationale Plattform gegen Armut (2019–2024) haben darüber hinaus den Forschungs-

bericht «Förderung der Qualifizierung Erwachsener: armutsgefährdete und -betroffene Personen 

in ihren Lebenswelten erreichen»85 ausgearbeitet. Der Forschungsbericht zeigt auf, wie man armuts-

betroffene oder -gefährdete oder formal geringqualifizierte Erwachsene besser erreichen und dafür sor-

gen kann, dass sie Bildungsangebote vermehrt nutzen. Im Forschungsprojekt standen die Perspektive 

und die Bedürfnisse jener Personen im Fokus, die trotz ihres Bedarfs kaum Bildungsangebote in An-

spruch nehmen bzw. angeben, diesbezüglich Schwierigkeiten zu haben. 

4.3. Auswirkungen der Massnahmen 

Bei der Beantwortung der zweiten Frage des Postulats Weber geht es darum, ob die bestehenden Pro-

gramme und Massnahmen eine ausreichende Wirkung entfalten, ob sichergestellt ist, dass sie die Risi-

kogruppen erreichen, und welche zusätzlichen Massnahmen getroffen werden müssten. Die Frage da-

nach, ob die bestehenden Massnahmen ausreichen, lässt sich angesichts der Vielfalt dieser Massnah-

men nicht abschliessend und allgemein beantworten, zumal nicht alle einer Evaluation oder einem Mo-

nitoring unterzogen werden. Ihrer Analyse lassen sich jedoch zumindest einige Anhaltspunkte für die 

Beantwortung der Frage entnehmen.  

So lässt sich, was etwa die Massnahmen zur Unterstützung der Nutzerinnen und Nutzer betrifft, 

festhalten, dass es in der Schweiz Massnahmen gibt, die geeignet sind, den Bedürfnissen aller identifi-

zierten Risikogruppen gerecht zu werden. Die in Kapitel 3 beschriebene Analyse zeigt jedoch, dass die 

digitale Kluft dennoch nicht verschwunden ist. Die aktuellen Massnahmen reichen somit nicht aus, um 

 

83 https://www.gegenarmut.ch/de/zugang-zu-sozialleistungen-und-nichtbezug 
84 Studie: Informations- und Beratungsangebote für armutsbetroffene Menschen. Bestandesaufnahme 
und Strukturierungsvorschlag für eine Online-Plattform, Studie in deutscher Sprache mit französischer 
Zusammenfassung (https://www.gegenarmut.ch) 
85 https://www.vtg.admin.ch/de/nsb?id=92579 
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dieses Phänomen vollständig zu beseitigen. Diese Feststellung bedeutet nicht, dass die Massnahmen 

wirkungslos oder die entwickelten öffentlichen Massnahmen gescheitert sind. Ohne diese Massnah-

men dürfte der Bevölkerungsanteil, der Schwierigkeiten mit digitalen Technologien hat, noch deutlich 

höher ausfallen. Personen, die von diesen Massnahmen profitiert und ihre Kompetenzen verbessert 

haben, fallen nämlich aus den Risikostatistiken. An ihre Stelle rücken jedoch fortlaufend andere nach, 

etwa die neu in die Schweiz Zugezogenen oder Personen, die ihre Stelle wechseln müssen und deren 

Kompetenzen nicht mehr den aktuellen Standards entsprechen. Ausserdem sorgt das rasante Tempo, 

in dem sich die digitale Welt weiterentwickelt, dafür, dass laufend neue Anforderungen hinzukommen. 

Es stellt sich also die Frage, inwieweit sich das System verbessern und leistungsfähiger machen 

liesse, und ob eine gezielte Strategie dafür der geeignetste Weg wäre. 

Die erste Schwierigkeit, auf die die für die Umsetzung der Massnahmen zuständigen Stellen regelmässig 

hinweisen, ist auch jene, die im Postulat Weber genannt wird. Eine der grössten Herausforderungen 

besteht nämlich darin, die Zielgruppen mit dem höchsten Bedarf zu erreichen. Personen, die bereits 

aus anderen Gründen von Ausgrenzung betroffen sind, beispielsweise aufgrund einer schwierigen finan-

ziellen Situation oder eines tiefen Bildungsstands, sind sich der Notwendigkeit, ihre digitalen Kompeten-

zen zu verbessern, nicht immer bewusst. Manche von ihnen sehen schlicht keinen Grund, sich lebens-

lang weiterzubilden. Bisweilen ist ihnen auch nicht bekannt, dass sie auf bestimmte Angebote Anspruch 

hätten. Ein durch ihre Situation bedingter Mangel an Selbstvertrauen, verbunden mit einem allgemeinen 

Gefühl der Entmutigung, kann zusätzlich demotivierend wirken und die Betroffenen davon abhalten, eine 

Weiterbildung anzugehen. Dies ist insbesondere bei Personen der Fall, deren bisherige Schulerfahrun-

gen von Misserfolgen geprägt sind und die die Überzeugung verinnerlicht haben, nicht lernen zu können. 

Am besten erreicht man dieses Ziel, in dem man die Bevölkerung insgesamt, vor allem aber die «Multi-

plikatorinnen und Multiplikatoren» (Personen oder Organisationen mit direktem Kontakt zu den Zielgrup-

pen), gezielt für die Problematik sensibilisiert und sie über die Notwendigkeit lebenslangen Lernens 

aufklärt. Wichtig ist auch, niederschwellige Angebote bereitzustellen, und zwar sowohl in finanzieller 

(sehr günstig oder kostenlos), als auch in geografischer (nah am Kunden bzw. der Kundin), organisato-

rischer (geeignete Zeiten) und kognitiver (einfach verständliche Sprache) Hinsicht. Um Interesse zu we-

cken und die Motivation zu stärken, müssen die Angebote auf die konkreten Bedürfnisse der verschie-

denen Zielgruppen zugeschnitten sein und sich ohne weiteres in deren Alltag integrieren lassen. In der 

Kommunikation über die vorhandenen Angebote sollten nach Möglichkeit deren unmittelbaren Vorteile 

in den Vordergrund gestellt werden. Darüber hinaus trägt die Sensibilisierung auch dazu bei, falsche 

Vorstellungen aus dem Weg zu räumen, etwa den Irrglauben, dass nur ältere Menschen betroffen seien 

oder dass man «nicht lernen kann». Dies kann Personen, die sich für ihre Wissenslücken schämen, Mut 

machen, den Schritt zu wagen und sich für einen Kurs anzumelden. Zugleich nimmt die Stigmatisierung 

ab, der sie möglicherweise ausgesetzt sind. Eine individuelle Begleitung erhöht die Erfolgschancen 

ebenfalls merklich. 

Niederschwellige Weiterbildungsmassnahmen, durch die sich die digitale Kluft am wirksamsten bekämp-

fen lässt, weisen gleichzeitig den grössten Ressourcenbedarf auf, sowohl auf finanzieller als auch 

auf personeller Ebene. Tatsächlich sind bereits im Vorfeld der Weiterbildungsaktivitäten erhebliche An-

strengungen notwendig, um die Zielgruppen zu identifizieren, zu überzeugen und zu begleiten. Im Ge-

gensatz dazu neigen Personen mit einem hohen sozioökonomischen Status und/oder einem hohen Bil-

dungsniveau tendenziell deutlich stärker dazu, sich aus eigenem Antrieb weiterzubilden. Sie beteiligen 

sich häufiger an Weiterbildungsaktivitäten und wenden dafür mehr Zeit auf.86  

Was die Massnahmen im Bereich der E-Accessibility betrifft, so sind sie in einer Reihe von Normen 

und Gesetzen verankert, die jedoch nicht universell angewendet werden. Es muss sichergestellt wer-

den, dass die Anbieter öffentlicher wie auch privater Dienste ihre gesetzlichen Verpflichtungen einhal-

ten. Doch auch hier gilt: Die Entwicklung barrierefreier Websites oder von Internetseiten in leichter 

 

86 Diese Tendenz zeigt sich in den Ergebnissen des Mikrozensus Aus- und Weiterbildung «Grund- und 
Weiterbildung», vgl. www.bfs.admin.ch > Statistiken > Bildung und Wissenschaft > Weiterbildung > 
Weiterbildung der Bevölkerung 
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Sprache verursacht Kosten, die man tragen wollen und tragen können muss. E-Accessibility im weite-

ren Sinne ist jedoch ein wirksames Mittel, um den Bedürfnissen einer maximal grossen Anzahl von 

Menschen gerecht zu werden. Denn was für Personen mit begrenzten Kompetenzen einfach zu bedie-

nen ist, ist es auch für digital versiertere Personen. 

5 Schlussfolgerungen des Bundesrates 
Die digitale Transformation ist von zentraler Bedeutung für den Wohlstand des Landes. Dem Bundesrat 

ist bewusst, dass ihr Potenzial nur dann optimal ausgeschöpft werden kann, wenn ein möglichst grosser 

Teil der Bevölkerung daran partizipiert. Damit digitale Technologien ihre Wirkung voll entfalten können, 

müssen sie jedoch von der Gesellschaft angenommen und verstanden werden. Auch in diesem Sinne 

ist die digitale Inklusion ein entscheidender Faktor, um das Vertrauen in die digitale Transformation zu 

stärken.  

Man kann es durchaus als Fortschritt sehen, dass die Nutzung digitaler Dienste im Laufe der Zeit gene-

rell zugenommen hat, auch in den Bevölkerungsgruppen mit der geringsten Affinität zu digitalen Tech-

nologien. Der Anteil der Bevölkerung mit mehr als grundlegenden digitalen Kompetenzen hat insgesamt 

zugenommen. Die Unterschiede zwischen den Gruppen werden kleiner, auch wenn weiterhin Ungleich-

heiten bestehen bleiben. Die Digitalisierung macht den Menschen Dienste und Inhalte zugänglich, von 

denen sie zuvor ausgeschlossen waren. Allerdings sind auch die Anforderungen an die Beherrschung 

der digitalen Hilfsmittel, die für eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben benötigt werden, gestiegen, 

wodurch die Gefahr, dass digital wenig oder schlecht vernetzte Personen ausgegrenzt werden, zuneh-

men könnte.  Nach ersten in diesem Bericht dargelegten Analysen, trägt die rasante Verbreitung der 

generativen KI tendenziell dazu bei, die digitale Kluft zu vergrössern und die ohnehin schon schwächsten 

Gruppen noch weiter zu marginalisieren. Von dieser Feststellung, d. h., dass die generative künstliche 

Intelligent die digitale Kluft verstärkt, geht auch das Postulat Tschopp aus. Seiner Auffassung nach wäre 

eine Strategie gegen die digitale Kluft im Zeitalter der künstlichen Intelligenz eine wertvolle Orientie-

rungshilfe für viele Akteure (einschl. Kantonen). 

Es gibt eine Vielzahl von Initiativen, um Personen mit entsprechenden Defiziten beim Aufbau digitaler 

Kompetenzen zu unterstützen und die Barrierefreiheit zu verbessern. Sie decken alle als gefährdet gel-

tenden Zielgruppen ab und werden in der Gesamtschau als wirksam eingeschätzt. Dieses dezentrale 

System wird von einer Vielzahl spezialisierter Akteure getragen, die auf verschiedenen föderalen Ebe-

nen, teils auch ausserhalb des Staates, tätig werden. Nicht minder vielfältig sind auch die Finanzierungs-

quellen. Dieses pragmatische und bedarfsorientierte System hat den Vorteil, dass es sich schnell an die 

Zielgruppen anpassen kann. Es hat sich in der Praxis bewährt und ist ausreichend flexibel, um sich an 

technologische Entwicklungen, insbesondere im Bereich der künstlichen Intelligenz, anzupassen. 

Vor diesem Hintergrund ist der Bundesrat der Ansicht, dass es derzeit nicht erforderlich ist, eine neue 

nationale Strategie zur digitalen Inklusion auszuarbeiten. 

Die Digitale Verwaltung Schweiz (DVS) erarbeitet derzeit die strategischen Grundlagen und die Planung 

für den Zeitraum 2028–2031. In diesem Rahmen plant sie, das Thema der digitalen Inklusion in den 

Diskussionen angemessen zu berücksichtigen. Die digitale Inklusion ist bereits in der Strategie 2024–

2027 der DVS verankert. Zudem weist ihr die entsprechende Rahmenvereinbarung eine Koordinations-

funktion für Fragen der digitalen Transformation zu, die mehrere staatliche Ebenen betreffen. Es gehört 

nicht zu ihren Aufgaben, Massnahmen zur Förderung der digitalen Inklusion selbst zu erarbeiten oder 

umzusetzen. Ihre Koordinationsfunktion erstreckt sich jedoch auch auf dieses Thema, ohne dass dies 

zusätzliche Aufgaben oder Finanzmittel mit sich bringt. 

Die erst kürzlich gegründete Allianz Digitale Inklusion (ADIS) spielt zudem weiterhin eine wichtige Rolle. 

Diese im Rahmen der Behindertenpolitik des Bundes geschaffene und verwaltete Struktur stellt in der 

Tat eine wertvolle Plattform für die Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Verwaltung, der Wirt-

schaft, den Bildungs- und Forschungskreisen sowie den Zielgruppen dar. Der Bund nutzt bereits die 

Strukturen der ADIS, insbesondere um Sensibilisierungskampagnen bei den Zielgruppen durchzuführen 

und die Reichweite bestehender Programme zu vergrössern, und wird dies auch weiterhin tun. 
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Zum gegenwärtigen Zeitpunkt plant der Bundesrat keine zusätzlichen Massnahmen zu ergreifen noch 

weitere Mittel bereitzustellen. Sollten in Zukunft weiterer Bedarf festgestellt werden, müsste dieser unter 

Berücksichtigung der bestehenden Prioritäten sowie des haushaltspolitischen Rahmens geprüft werden. 

Die derzeitigen Massnahmen sollten jedoch fortgeführt und, soweit möglich, im Rahmen der bestehen-

den Strukturen verstärkt werden. 


